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A Bebauungsplan 
1 Erfordernis der Planaufstellung 
1.1 Anlass, Ziel und Zweck der Planung  

Mit Beschluss des Gemeinderats vom 09.01.2008 und der Bekanntmachung der Sat-
zung am 13.02.2008 wurde das Gebiet des neuen Heidelberger Stadtteils Bahnstadt 
förmlich als städtebaulicher Entwicklungsbereich nach § 165 Baugesetzbuch (BauGB) 
festgelegt. Nach § 166 Absatz 1 BauGB hat die Gemeinde für den städtebaulichen 
Entwicklungsbereich ohne Verzug Bebauungspläne aufzustellen. Ziel ist die Gewähr-
leistung einer zügigen Umsetzung der Ziele und Zwecke der Entwicklungsmaßnahme. 
Mit dem Bebauungsplan „Bahnstadt – Gadamerplatz“ sollen die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Umsetzung der geplanten städtebaulichen Entwicklung eines 
Teilbereichs der Bahnstadt geschaffen werden, der derzeit planungsrechtlich als Au-
ßenbereich nach § 35 Baugesetzbuch (BauGB) einzustufen ist. 
Grundlage für die Planungen im neuen Stadtteil Bahnstadt ist die Rahmenplanung, die 
für den Geltungsbereich die Realisierung eines zentralen Stadtplatzes und die Schaf-
fung eines Stadtteilzentrums mit einer der sozialen Infrastruktur dienenden Einrichtung 
vorsieht. 
Im fortschreitenden Planungsprozess führten vertiefende Überlegungen zu dem Be-
schluss, Grundschule, Kindertagesstätte und Bürgerzentrum räumlich zusammenzu-
führen und in einem gemeinsamen Gebäude auf dem Gadamerplatz zu realisieren.  
Vier Studien hatten im Vorfeld eines 2012 durchgeführten Wettbewerbsverfahrens die 
städtebauliche Machbarkeit untersucht und Möglichkeiten zur Vernetzung der drei Ein-
richtungen und die daraus resultierenden Synergien aufgezeigt. Der anschließende 
Wettbewerb beinhaltete den Entwurf für den Gebäudekomplex und die Freiflächenge-
staltung für den öffentlichen Platz. 
Das im Wettbewerb entwickelte Konzept dient in seiner Weiterentwicklung als Grund-
lage für die Festsetzungen des Bebauungsplans. 
 

 
Ausschnitt Rahmenplanung mit Geltungsbereich des Bebauungsplans 
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1.2 Allgemeine Planungsgrundsätze und –ziele 
Grundsätzliche Planungsziele ergeben sich aus den Zielen und Grundsätzen der Lan-
des- und Regionalplanung sowie aus den §§ 1 und 1a BauGB. Danach soll eine nach-
haltige städtebauliche Entwicklung gewährleistet und dazu beigetragen werden, eine 
menschenwürdige Umwelt zu sichern und die natürlichen Lebensgrundlagen zu schüt-
zen.  
Bezogen auf den Geltungsbereich des Bebauungsplans „Bahnstadt – Gadamerplatz“ 
sind insbesondere folgende Planungsgrundsätze und –ziele relevant: 

 das von der Gemeinde beschlossene Entwicklungskonzept für die Bahnstadt 
 die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
 der sparsame Umgang mit Grund und Boden 
 die Minimierung und Minderung der Belastungen der Umwelt 
 die Sicherstellung einer angemessenen Gestaltung des Ortsbilds 
 der sparsame Umgang mit Energie und die Nutzung regenerativer Energien 

 
1.3 Bestehende Rechtsverhältnisse 

Der Geltungsbereich umfasst die im Eigentum der Stadt befindlichen Flurstücke 8078 
und 8077 sowie einen Teil des Flurstücks 6616/1, das sich noch im Eigentum der Ent-
wicklungsgesellschaft Heidelberg GmbH & Co. KG befindet und in das Eigentum der 
Stadt übergehen wird. 

 
1.4 Lage des Plangebiets und Geltungsbereich 

Das Plangebiet befindet sich im Bereich der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme 
Bahnstadt. Begrenzt wird der Geltungsbereich von der südlich gelegenen Straße Am 
Langen Anger und der westlich geplanten Da-Vinci-Straße. Der Geltungsbereich bein-
haltet die östliche Planstraße Galileistraße und die nördlich gelegene Planstraße Grüne 
Meile bis zur Straßenmitte.  
Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereichs ergibt sich aus der Planzeichnung zum 
Bebauungsplan. 
An den Geltungsbereich des Bebauungsplans grenzen unmittelbar folgende (in Aufstel-
lung befindliche) Bebauungspläne mit den angeführten Nutzungen an: 

 im Norden: Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Bahnstadt – Versorgungs-
zentrum“ mit Einzelhandels-, Dienstleistungs- und Gastronomienutzungen im 
Erdgeschoss und Wohnungen in vier Obergeschossen; 

 im Süden: Bebauungsplan „Bahnstadt – Wohnen an der Promenade“, der süd-
lich des Geltungsbereichs die Festsetzung eines Platzes (Verkehrsfläche be-
sonderer Zweckbestimmung) beinhaltet; 

 im Westen: Bebauungsplan „Bahnstadt – Zweiter Bauabschnitt westlich des 
Gadamerplatzes“ mit der Festsetzung eines Mischgebiets; 

 im Osten: Bebauungsplan „Bahnstadt – Campus Am Zollhofgarten“, der direkt 
angrenzend ein Sondergebiet „Wissenschaftsgebiet“ festsetzt. 

 
2 Einordnung in bestehende übergeordnete formelle Planungen 
2.1 Landesentwicklungsplan Baden Württemberg 

Gemäß § 1 Absatz 4 BauGB sind die Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzu-
passen. Diese werden durch den Landesentwicklungsplan 2002 (LEP) und den Regio-
nalplan definiert.  
Der Landesentwicklungsplan formuliert als Grundsatz, das Bildungswesen des Landes 
in seiner Leistungs- und Zukunftsfähigkeit unter Berücksichtigung gesellschaftlicher, 
fachlicher und qualifikatorischer Erfordernisse weiterzuentwickeln. Die verschiedenen 
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Bildungseinrichtungen sind unter Berücksichtigung der zentralörtlichen Gliederung so 
auszubauen und anzupassen, dass in allen Landesteilen umfassende Möglichkeiten 
der Aus- und Fortbildung in zumutbarer Entfernung angeboten werden. Auch Einrich-
tungen der Familienbildung sind zu fördern. 
Darüber hinaus sind die Dienste und Einrichtungen des Sozialwesens so auszubauen 
und in ihrem Bestand zu sichern, dass in allen Landesteilen die sozialen Bedürfnisse 
der Bevölkerung durch ein breites, gleichwertiges Angebot befriedigt werden können 
und eine wohnortnahe Grundversorgung gewährleistet ist. Dabei sollen die Einrichtun-
gen des Sozialwesens aus ihrem Einzugsgebiet mit öffentlichen Verkehrsmitteln gut er-
reichbar sein. 
Die vorliegende Planung folgt den Zielen und Grundsätzen des Landesentwicklungs-
plans. Das „Haus des gemeinsamen Lernens“ versteht sich als eine innovative, zu-
kunftsorientiere Bildungseinrichtung, die sich am Leitbild der Diversität orientiert, in der 
die Vielfalt der Kinder und Jugendlichen als eine Bildungsressource verstanden und 
genutzt wird. Durch die Kombination von drei Einrichtungen der sozialen Infrastruktur 
entsteht ein „Stadtteilzentrum“, das durch die Lage im Zentrum des Stadtteils Bahn-
stadt wohnortnah gelegen und sowohl fußläufig als auch mit dem Öffentlichen Perso-
nennahverkehr (ÖPNV) sehr gut erreichbar ist. 
 

2.2 Regionalplan 
Für den baden-württembergischen Teil der Metropolregion Rhein-Neckar ist seit 1994 
der Regionalplan „Unterer Neckar“ rechtsverbindlich. 
Auf diesen Plan aufbauend wurde der Einheitliche Regionalplan Rhein-Neckar erarbei-
tet, der am 27.09.2013 von der Verbandsversammlung als Satzung beschlossen wurde 
und nun den zuständigen Ministerien zu Genehmigung vorliegt.  
Der Bereich des Plangebiets ist in beiden Plänen als Siedlungsfläche „Wohnen“ darge-
stellt. 
Die Planung für den Gadamerplatz ist aus den Zielen der Regionalplanung entwickelt.  

 
2.3 Flächennutzungsplan  

Nach § 8 Absatz 2 BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu 
entwickeln.  
In dem am 15.07.2006 wirksam gewordenen Flächennutzungsplan des Nachbar-
schaftsverbandes Heidelberg-Mannheim ist die Fläche des Bebauungsplans als 
„Wohnbaufläche“ dargestellt und  enthält die Signaturen für Gemeinbedarfsflächen mit 
der Zweckbestimmung „Bildung“ und „Seelsorge“. 
Die vorgesehene Planung entspricht somit der planerischen Intention des Flächennut-
zungsplans. 
 

3 Einordnung in bestehende informelle Planungen 
3.1 Stadtentwicklungsplan Heidelberg 2015 (STEP) 

Seit 1997 gibt der Stadtentwicklungsplan die wesentlichen Leitlinien und Ziele für eine 
nachhaltige Stadtentwicklung Heidelbergs vor. Der STEP gilt in einer 2006 fortge-
schriebenen Fassung bis zum Jahr 2015. 
Mit dem vorliegenden Planungsvorhaben werden insbesondere folgende Zielsetzungen  
des STEP verfolgt: 

 Mehr Mischnutzung und Aufenthaltsqualität: Anstreben einer konsequenten Mi-
schung der Funktionen auf engem Raum – Wohnen, Arbeiten, Freizeit, etc.,  

 Bauland ist sparsam zu verwenden, 
 Schaffung einer angemessenen sozialen Infrastruktur und Gestaltung eines le-

bendigen Wohnumfelds, 
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 Schaffung einer vielfältigen bedarfsgerechten Infrastruktur. 
 

3.2 Modell räumlicher Ordnung (MRO)  
Das Modell räumlicher Ordnung aus dem Jahr 2000 konkretisiert den Stadtentwick-
lungsplan 2015 und zeigt, wo neue Wohnungen und Arbeitsplätze entstehen können, 
welche Versorgungszentren gestärkt, welche Flächen frei bleiben und welche räumli-
chen Achsen betont werden sollen. So lassen sich die Prioritäten in der künftigen 
räumlichen Entwicklung Heidelbergs erkennen. 
Das MRO stellt fest, dass Heidelberg über ein vielfältiges Angebot an Einrichtungen 
der sozialen Infrastruktur verfügt. Es weist aber auch darauf hin, dass Versorgungs-
engpässe in Bezug auf Bildungsangebote in Schulen, die durch die Wohnbauzuwäch-
se und die damit einhergehende Bevölkerungsentwicklung entstehen, zu überprüfen 
und zu vermeiden sind. Die vorliegende Planung trägt dem (durch die Entwicklung der 
Bahnstadt bedingten) Zuwachs an Einwohnern Rechnung und sorgt für einen bedarfs-
gerechten Ausbau der sozialen Infrastruktur. 
 

3.3 Rahmenplan Bahnstadt 
Südlich des Heidelberger Hauptbahnhofs entwickelt die Stadt seit 2009 auf einer Flä-
che von über 100 Hektar den neuen Stadtteil Bahnstadt. Das bis 1997 zu großen Tei-
len als Güter- und Rangierbahnhof genutzte Gelände erfährt dabei einen grundlegen-
den Wandel. 
Das 2001 aus einem städtebaulichen Wettbewerb als Sieger hervorgegangene Büro 
Trojan & Trojan entwickelte die Rahmenplanung für die Bahnstadt, die 2003 vom Ge-
meinderat beschlossen wurde. Durch Integration themenspezifischer Fachbeiträge 
(Parkraumkonzept, Energiekonzept, Niederschlagswasserbewirtschaftungskonzept, 
Ausgleichskonzept, Umweltbericht) wurde die Rahmenplanung weiter fortgeschrieben 
und ist seit dem Gemeinderatsbeschluss am 20.12.2007 als Selbstbindungsplan 
Grundlage für die zukünftige Bauleitplanung. 
Der zügigen und einheitlichen Umsetzung des Projekts dient seit 2008 eine städtebau-
liche Entwicklungsmaßnahme, deren planerische Grundlage die Rahmenplanung 
Bahnstadt ist. 
Die Rahmenplanung 2007 verortet die Schule des Stadtteils im Bereich des Gadamer-
platzes, der damit in seiner Funktion als zentrale Gemeinbedarfsfläche gestärkt werden 
soll. Zudem berücksichtigt die Rahmenplanung auf dem Gadamerplatz ein „Bürger-
schaftliches Zentrum“. Dieser Grundsatzentscheidung folgend führten vertiefte Pla-
nungsüberlegungen zu dem Beschluss, drei Einrichtungen der sozialen Infrastruktur 
(Grundschule, Bürgerzentrum und Kindertagesstätte) auf dem Gadamerplatz zusam-
menzuführen und somit Synergien zwischen diesen Einrichtungen zu ermöglichen und 
die Grundlage für ein lebendiges Stadteilzentrum zu schaffen. 
Mit fortschreitender Entwicklung werden sukzessive die Planungen zu Teilbereichen 
vertieft, wobei für städtebaulich bedeutsame Bauaufgaben Wettbewerbe durchgeführt 
werden. So wurde auch für den Geltungsbereich des Bebauungsplans ein zweistufiger 
Wettbewerb durchgeführt, der der Konkretisierung des durch die Rahmenplanung vor-
gegebenen Bau- und Nutzungskonzepts für den Gadamerplatz diente.  
 

4 Bestehende Fachplanungen und Gutachten  
4.1 Siedlungsstrukturkonzept  

Das Siedlungsstrukturkonzept der Stadt Heidelberg aus dem Jahr 2000 soll die städte-
baulich und landschaftlich sensiblen Räume vor weiteren Umstrukturierungen bewah-
ren und zugleich Impulse in den „Problemgebieten“ der städtebaulichen Entwicklungen 
initiieren. 
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Im städtebaulichen Leitplan ist das Gebiet des Bebauungsplanes Teil einer Fläche für 
„Wohnen und Gewerbe in gleichen Anteilen“.  
Der Baudichteplan des Siedlungsstrukturkonzepts gibt eine „überwiegend geschlosse-
ne Bauweise“ vor. Der Orientierungsrahmen für Traufhöhen und Grundflächenzahlen 
beträgt Traufhöhe 15 Meter / Grundflächenzahl 0,41 - 0,6. 

 
4.2 Freiflächenstrukturkonzept 

Im Freiflächenstrukturkonzept der Stadt Heidelberg (2000) werden die städtischen Frei-
räume und Landschaftsräume vorrangig unter räumlich-gestalterischen und nutzungs-
strukturellen Aspekten thematisiert.  
Aus Sicht des Freiflächenstrukturkonzeptes wurde – unter Berücksichtigung der Nach-
haltigkeitsprinzipien bei der weiteren Siedlungsentwicklung – die Entwicklung des Ge-
biets der Bahnstadt empfohlen.  
Grundprinzipien einer nachhaltigen Stadtentwicklung sind: 

 Integration der Neubaugebiete in den vorhandenen Stadtgrundriss, „Andocken“ 
an den Bestand, 

 Bezugnahme auf vorhandene Erschließungsstrukturen, 
 Wiedernutzung ehemals genutzter und jetzt brachliegender Flächen, 
 Ausreichende städtebauliche Dichten im Sinne einer kompakten Siedlungsent-

wicklung bei gleichzeitiger Umweltentlastung und Landschaftsaufwertung im 
räumlichen Kontext. 

Im Maßnahmenkonzept sind für das Planungsgebiet keine konkreten Zielaussagen be-
nannt. 
 

4.3 Umweltplan / Umweltbericht Bahnstadt  
Der Umweltplan der Stadt Heidelberg (1999) fasst die abiotischen Umweltmedien Bo-
den, Wasser, Klima und Luft zusammen und trägt damit dem Vorsorgegedanken im 
Umweltschutz planerisch Rechnung. Ausgehend von der Situationsanalyse der Um-
weltmedien werden die Probleme und Bindungen analysiert und potentielle Maßnah-
men abgeleitet. 
Die potentiellen Siedlungszuwachsflächen der Stadt Heidelberg wurden im Rahmen 
von Planerwerkstätten aus städtebaulichen und freiraumstrukturellen Gesichtspunkten 
sowie aus medienbezogenen Umweltaspekten bewertet. Für die Fläche der Bahnstadt 
wurde mit Ausnahme der Altlastenflächen das Konfliktpotential bei Betrachtung der 
Umweltmedien als gering eingestuft. 
Im Jahr 2004 wurde vom Büro Jestaedt + Partner ein Umweltbericht für die Bahnstadt 
verfasst. Der Umweltbericht kommt zu folgendem Fazit: 
„Die geplante Überführung des Areals aus einer ehemaligen Bahn-, Militär- und Ge-
werbenutzung in ein neues Stadtviertel mit Wohn- und Gewerbenutzung sowie großflä-
chig angelegten Grün- und Freiflächen hoher Aufenthaltsqualität stellt aus umweltfach-
licher Sicht im Sinne eines Flächenrecyclings eine städtebauliche Maßnahme dar, die 
unter verschiedenen Gesichtspunkten städtebauliche, grünordnerische sowie ökologi-
sche Aufwertungen zur Folge hat. Dem planerischen Prinzip der geordneten städte-
baulichen Entwicklung bei gleichzeitiger Beachtung der umweltschützenden Belange 
wird mit der Vorhabenrealisierung somit Rechnung getragen.“  
Als Ergebnis des Umweltberichts zur städtebaulichen Rahmenplanung wird festgestellt, 
dass unter umweltfachlichen Gesichtspunkten mit keinen Umweltauswirkungen zu 
rechnen ist, die das Vorhaben in seiner Gesamtheit in Frage stellen würden. 
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4.4 Verkehrsentwicklungsplan  
Der Verkehrsentwicklungsplan der Stadt Heidelberg aus dem Jahr 1994 mit seiner 
Fortschreibung aus dem Jahr 2001 definiert die Leitziele für einen umwelt-, stadt- und 
sozialverträglichen Verkehr. Wesentliche Zielsetzung ist eine Sicherstellung der Mobili-
tät bei möglichst weitgehender Verringerung ihrer negativen Begleiterscheinungen.  
Der Verkehrsentwicklungsplan setzt dabei auf den Ausbau des öffentlichen Nahver-
kehrs, auf mehr und bessere Fuß- und Radwege und eine intelligente Verkehrslen-
kung.  
Unmittelbar für das Plangebiet ergeben sich keine Maßnahmen. Das Vorhaben selbst 
entspricht jedoch den grundsätzlichen Zielen, die mit dem Verkehrsentwicklungsplan 
verfolgt werden: die zentralen, öffentlichen Einrichtungen Grundschule, Bürgerzentrum 
und Kindertagesstätte sind durch die künftige Verlegung der Straßenbahntrasse in die 
Grüne Meile und die Einbindung in das Fuß- und Radwegenetz der Bahnstadt sehr gut 
erreichbar. 
 

5 Städtebauliche Planungskonzeption 
 

 
städtebauliches Konzept 
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5.1 Verkehr  
Das Erschließungskonzept für den Geltungsbereich beruht auf der Rahmenplanung 
Bahnstadt.  
 
Motorisierter Individualverkehr (MIV) 
Der Ausbau des Straßennetzes der Bahnstadt gemäß Rahmenplanung erfolgt in Ent-
wicklungsschritten. Das Plangebiet ist derzeit ausschließlich über die südlich gelegene 
Straße Am Langen Anger erreichbar. 
Mit Umsetzung der Rahmenplanung wird das Plangebiet für den MIV zusätzlich über 
die Grüne Meile und die westlich angrenzende Da-Vinci-Straße erreichbar sein. Die 
Grüne Meile dient als Hauptsammelstraße der Anbindung an das übergeordnete Ver-
kehrsnetz. Die zum Gebäude gehörende Tiefgarage dient der Unterbringung der nach 
bauordnungsrechtlich erforderlichen Stellplätze und wird über die Da-Vinci-Straße er-
schlossen. 
 
Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV) 
Derzeit befindet sich die nächste Straßenbahnhaltestelle an der Czernybrücke. Im 
Rahmen der Entwicklung der Bahnstadt ist eine Verlegung der Straßenbahntrasse in 
die geplante Grüne Meile vorgesehen. Durch die Lage des Gebäudes ist eine sehr gu-
te Anbindung an die künftige Haltestelle, die von zwei Straßenbahnlinien genutzt wer-
den soll, gewährleistet. Die Haltestelle wird sich (nordöstlich an den Geltungsbereich 
angrenzend) in der Grünen Meile befinden. 
 
Radverkehr 
Über Fuß- und Radwegebrücken über die Bahngleise im Bereich des Hauptbahnhofs 
und in der Fortführung der Da-Vinci-Straße werden attraktive Radwegeverbindungen 
zu den nördlich gelegenen Stadtteilen realisiert. Über den südlich an das Plangebiet 
angrenzenden Platz „Pfaffengrunder Terrasse“ ist in kurzer Distanz die Promenade er-
reichbar, die in Ost-West-Richtung eine attraktive Verbindung für Fußgänger und Rad-
fahrer zu den angrenzenden Stadtteilen Pfaffengrund, Weststadt und Südstadt dar-
stellt. 
 
Parkraum 
Entsprechend dem Parkraumkonzept für die Bahnstadt werden im öffentlichen Raum 
nur bewirtschaftete Kurzzeitparkplätze vorhanden sein. Die bauordnungsrechtlich 
nachzuweisenden Stellplätze werden in einer Tiefgarage unter dem Gebäude realisiert. 

 
5.2 Nutzung und Struktur 

Das als Hoftypus organisierte Gebäude beinhaltet die Grundschule, eine Kindertages-
stätte und das Bürgerzentrum und besetzt die nördliche Hälfte des Gadamerplatzes. 
Jede der drei Nutzungen, die sich um einen zentralen Innenhof gruppieren, besitzt in-
nerhalb des Ensembles ein eigenes „Haus“. Der in zwei Bereiche gegliederte Hof dient 
als Freifläche für Kindertagesstätte und Grundschule. Er ermöglicht zusätzlich eine 
Durchwegung und damit die Verknüpfung der öffentlichen Freifläche des Gadamerplat-
zes im Süden und der zur Grünen Meile gelegenen Vorfläche im Norden. Die künftige 
Straßenbahnhaltestelle in der Grünen Meile wird sich in unmittelbarer Nähe der Ein-
richtungen befinden. 
Durch die Positionierung des Gebäudes werden die öffentlichen Freiflächen Gadamer-
platz und Pfaffengrunder Terrasse räumlich vernetzt und bilden einen großen zusam-
menhängenden städtischen Freiraum. Der Gadamerplatz soll allen Nutzergruppen zur 
Verfügung stehen und als hochwertiger städtischer Freiraum der Lage im Stadtraum 
gerecht werden. 

Anlage 02 zur Drucksache: 0284/2014/BV



Begründung zum Bebauungsplan Bahnstadt – Gadamerplatz 
in der Entwurfsfassung vom 22.09.2014 Seite 13 

 
Stadt Heidelberg, Stadtplanungsamt 

   
5.3 Grün und Freiflächen 

Landschaftsplanerisches Ziel für den Geltungsbereich ist die Schaffung und Vernet-
zung von öffentlichen und privaten Grün- und Freiräumen. Als zentraler öffentlicher 
Stadtplatz soll der Gadamerplatz vielfältigen Nutzungen zur Verfügung stehen. Die zu 
großen Teilen befestigte Platzfläche wird von straßenbegleitenden Bäumen flankiert.  
Gemäß den Auflagen des Regierungspräsidiums Karlsruhe zum Artenschutz sind 66% 
der Dachflächen extensiv zu begrünen. 
 

6 Planungsrechtliche Umsetzung der Konzeption und hierbei insbesondere zu be-
rücksichtigende Belange 

6.1 Belange gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
Ein 2012 vom IBK Ingenieur- und Beratungsbüro Dipl.-Ing. Guido Kohnen auf Grundla-
ge der Rahmenplanung erstelltes schalltechnisches Gutachten ermittelte und beurteilte 
die Geräuscheinwirkungen des Straßen- und Schienenverkehrs auf das Plangebiet. 
 
Verkehrslärmimmissionen: 
Zur Beurteilung der durch Verkehr verursachten Lärmimmissionen gibt das Beiblatt 1 
der DIN 18005 Orientierungswerte vor. Für Allgemeine Wohngebiete gelten als Orien-
tierungswerte 55 dB(A) tags bzw. 45 dB(A) nachts, für Mischgebiete 60 dB(A) tags / 50 
dB(A) nachts und für Kern- und Gewerbegebiete 65 dB(A) tags / 55 dB(A) nachts. 
Im Plangebiet treten tags und nachts Überschreitungen der maßgeblichen Orientie-
rungswerte auf, die durch passive Schallschutzmaßnahmen im Hochbau zu bewältigen 
sind. Die für den Nachtzeitraum geltenden Orientierungswerte sind für die Bewertung 
ohne Belang, da in den schutzbedürftigen Nutzungen Grundschule und Kindertages-
stätte im Zeitraum  22:00 – 6:00 Uhr kein Betrieb stattfindet.  
Die im Gutachten ermittelten maßgeblichen Außenlärmpegel stellen bei ausreichender 
Dimensionierung der Außenbauteile und der Anordnung schutzbedürftiger Räume und 
Freibereiche keine Beeinträchtigung der geplanten Nutzungen dar. 
 
Gewerbelärmimmissionen: 
In Anlehnung an die DIN 18005 wurden flächenbezogene Schalleistungspegel von    
55 dB(A) tags und 40 dB(A) nachts angenommen. Dies entspricht dem Schallleis-
tungspegel von Misch- und Kerngebieten. Aus dieser Annahme ergibt sich für das   
Baufeld keine Überschreitung der maßgeblichen Orientierungswerte nach der Norm. 
Eine mögliche Außenbewirtschaftung des   Bürgerhauses sollte durch Emissionen den 
Störungsgrad der für Wohngebiete allgemein zulässigen Gewerbebetriebe nicht über-
schreiten. 
 

6.2 Altlasten 
Nach den bisher durchgeführten Untersuchungen und dem Bodenmanagement sind 
keine Flächen bekannt, für die gemäß § 5 Absatz 3 Baugesetzbuch bzw. § 9 Absatz 5 
Baugesetzbuch eine Kennzeichnungspflicht für „Flächen, deren Böden erheblich mit 
umweltgefährdenden Stoffen belastet sind“ besteht. 
 

6.3 Gestaltung des Ortsbilds  
Die Rahmenplanung Bahnstadt führt zu den zentralen Plätzen der Bahnstadt (Bahn-
hofsvorplatz Süd und Gadamerplatz) aus: „Diese Plätze werden, entsprechend dem 
Gesamtkonzept, in den Straßenbereichen von Bäumen flankiert. Es sollten offene 
Räume mit starken, eigenständigen Architekturen werden, da diese für die Orientierung 
im neuen Stadtteil von besonderer Bedeutung sind.“ Das städtebauliche und architek-
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tonische Konzept, das im 2012 durchgeführten Wettbewerb entwickelt wurde und 
Grundlage der Festsetzungen des Bebauungsplans ist, setzt diese Vorgabe um. 

 
6.4 Belange des Verkehrs und der Mobilität der Bevölkerung 

Allgemeine Verkehrsentwicklung 
Das Plangebiet wird von Straßen umgrenzt, die im Süden und Westen die die Funktion 
einer Sammelstraße haben. Die Tiefgarage des Gebäudes wird von der westlich an-
grenzenden Da-Vinci-Straße aus erschlossen. 
Die im östlichen Geltungsbereich liegende Galileistraße ist Bestandteil der Verkehrsflä-
che besonderer Zweckbestimmung und hat für den motorisierten Individualverkehr kei-
ne Netzfunktion. Sie dient lediglich der Andienung der östlich an den Geltungsbereich 
angrenzenden Gebäude. 
Durch die geplante Lage der Straßenbahnhaltestelle nordöstlich des Plangebiets in der 
Grünen Meile werden sowohl Platz als auch Gebäude direkt an zwei Straßenbahnlinien 
angebunden. 
Die mit dem Bebauungsplan verfolgten Festsetzungen von Verkehrsflächen dienen der 
Vervollständigung der Gesamterschließung der Bahnstadt. 
 

6.5 Belange der Ver- und Entsorgung 
Die Versorgung des Plangebiets mit Elektrizität, Fernwärme und Wasser erfolgt durch 
die Stadtwerke Heidelberg AG. Durch die Satzung über die öffentliche Wärmeversor-
gung der Stadt Heidelberg in der Fassung vom 18.12.2008 besteht für das Plangebiet 
ein Anschluss- und Benutzungszwang für Fernwärme. 
Die Entsorgung erfolgt durch die Kanalisation der Stadt Heidelberg. 
 

6.6 Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
Auf Grundlage der Rahmenplanung wurde 2004 vom Büro Jestaedt + Partner ein Um-
weltbericht für das Gesamtareal der Bahnstadt verfasst, der zu dem Ergebnis kommt, 
dass das geplante Vorhaben in seiner Summe aus ineinander verketteten Wechselwir-
kungen zu Verbesserungen insbesondere für die Schutzgüter Mensch und Landschaft 
führt. 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans werden folgende Maßnahmen zu Natur-
schutz und Landschaftspflege festgesetzt: 

 Extensive Dachbegrünung zu mind. 66% 
 Baumpflanzungen 

 
7 Begründung der Festsetzungen und sonstigen Planinhalte des Bebauungsplans 
 
7.1 Festsetzungen und sonstige Planinhalte des Bebauungsplans (§ 9 BauGB) 
 
7.1.1 Art der baulichen Nutzung / Fläche für den Gemeinbedarf 

(Ermächtigungsgrundlage: § 9 Absatz 1 Nr. 5 BauGB) 
Gemäß Planzeichnung wird eine Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestim-
mung „Schule, Kindertagesstätte und Bürgerzentrum“ festgesetzt. 
 
Begründung: 
Flächen für den Gemeinbedarf im Sinne des § 9 Absatz 1 Nr. 5 sind Flächen für Anla-
gen oder Einrichtungen, die der Allgemeinheit dienen und in denen eine öffentliche 
Aufgabe wahrgenommen wird. Gemäß dem vom Gemeinderat beschlossenen Entwick-
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lungskonzept sollen auf der Fläche die Nutzungen Grundschule, Kindertagesstätte und 
Bürgerzentrum in einem Baukomplex zusammengefasst werden. Die Festsetzung ent-
hält die Auflistung dieser Nutzungen als Zweckbestimmung. 
 

7.1.2 Maß der baulichen Nutzung sowie überbaubare Grundstücksfläche 
(Ermächtigungsgrundlagen: § 9 Absatz 1 Nr. 1 BauGB sowie § 9 Absatz 1 Nr. 2 
BauGB) 
Gemäß Planzeichnung werden mittels Baugrenzen ein Baufenster sowie die Geschos-
sigkeit als Obergrenze und eine maximale Grundfläche festgesetzt. 
 
Begründung: 
Bei Flächen für den Gemeinbedarf bedarf es nicht der Festsetzung des Maßes der 
baulichen Nutzung und der überbaubaren Grundstücksflächen. Im vorliegenden Fall ist 
jedoch die Festsetzung eines Baufensters und die genauere Bestimmung des Maßes 
der baulichen Nutzung städtebaulich erforderlich, um Dimension, Platzierung und Hö-
henentwicklung des Gebäudes gemäß den aus dem Hochbauwettbewerb gewonnenen 
Erkenntnissen festzusetzen und langfristig zu sichern. 
 

7.1.3 Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 
(Ermächtigungsgrundlage: § 9 Absatz 1 Nr. 11 BauGB) 
Gemäß Planzeichnung werden Verkehrsflächen und eine Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung „Öffentlicher Platz“ festgesetzt. 
 
Begründung: 
Die Festsetzung der Straßenverkehrsflächen erfolgt auf Grundlage der vorliegenden 
Straßenplanungen für den im nördlichen Geltungsbereich gelegenen Teilbereich der 
Grünen Meile und die südöstlich im Geltungsbereich liegende Anbindung der Noether-
straße an den Langen Anger.  
Als Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Öffentlicher Platz“ wird die multi-
funktional nutzbare städtische Platzfläche des Gadamerplatzes festgesetzt. Der Platz 
dient vorrangig dem Aufenthalt und der Frequentierung durch Fußgänger. Eine zeitlich 
befristete Befahrbarkeit für Lieferfahrzeuge und die temporäre Nutzung für Märkte und 
Stadtteilfeste ist möglich. 
 

7.1.4 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft 
(Ermächtigungsgrundlage: § 9 Absatz 1 Nr. 20 BauGB) 
Dachflächen sind zu mindestens 66 % extensiv zu begrünen und dauerhaft zu unter-
halten. 
 
Begründung: 
Eine der Auflagen der für die Entwicklung der Bahnstadt vom Regierungspräsidium er-
teilten artenschutzrechtlichen Ausnahmegenehmigung beinhaltet die extensive Begrü-
nung von 66 Prozent der Dachflächen. Neben den artenschutzrechtlichen Aspekten 
dient die Dachbegrünung der Rückhaltung von Niederschlagswasser und der Verbes-
serung der kleinklimatischen Situation.  
Der „Handlungsleitfaden für extensive Dachbegrünung in Heidelberg“ ist zu berücksich-
tigen. Der Leitfaden ist beim Amt für Umweltschutz, Gewerbeaufsicht und Energie er-
hältlich. 
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7.1.5 Bindungen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-

zungen 
(Ermächtigungsgrundlage: § 9 Absatz 1 Nr. 25 BauGB) 
1)  An den in der Planzeichnung festgesetzten Baumstandorten sind Bäume aus der 

nachfolgenden Artenliste zu pflanzen, dauerhaft zu unterhalten und bei Abgang zu 
erneuern. 

 Artenliste:  
 Ostrya carpinifolia (Hopfenbuche), 
 Gledisia triacanthos ‚Inermis‘ (Gledischie), 
 Quercus cerris (Zerreiche) 
 Quercus coccinea (Scharlacheiche) 
 Quercus frainetto (Ungarische Eiche) 
 Celtis occidentalis (Zürgelbaum) 
 Alnus spaethii (Spaeths Erle) 
 Castanea sativa (essbare Kastanie) 
 Tilia (Linde) 

2) Bei Pflanzungen ist folgende Qualität zu verwenden: Hochstamm, aus extra wei-
tem Stand, dreimal verpflanzt, Drahtballierung, 18-20 cm Stammumfang. 

3) Je Baumstandort ist ein mindestens 16 m³ großer durchwurzelbarer Raum herzu-
stellen. 

 
Begründung: 
Bäume im Straßenraum erfüllen mehrere Aufgaben: sie dienen der gestalterischen 
Aufwertung und der Erhöhung der Aufenthaltsqualität im öffentlichen Raum, tragen zur 
Verbesserung des Kleinklimas und zur ökologischen Vielfalt bei. 
Die Festsetzung der Baumstandorte erfolgt auf Grundlage der Straßenplanung für die 
Grüne Meile und des Entwurfs für den Gadamerplatz. Die Festsetzung der anzupflan-
zenden Bäume berücksichtigt nur die straßenraumprägenden Pflanzstrukturen, die An-
pflanzung weiterer Bäume im Innenbereich des Platzes ist vorgesehen.   
Unter der Berücksichtigung von Straßenraumprofilen, der Stadtklimaverträglichkeit, der 
Resistenz gegen im Heidelberger Stadtgebiet auftretende Schädlinge und Krankheiten 
wird die Artenauswahl getroffen. 
Um eine gesunde Entwicklung der Bäume sicherzustellen und eine angemessene Ge-
staltung des öffentlichen Raums bereits im Pflanzstadium zu sichern, werden Mindest-
qualitäten festgesetzt. 

 
7.2 Hinweise 

Sollten in Folge der Planungen bei der Durchführung von Erdarbeiten bisher unbe-
kannte archäologische Funde und Befunde entdeckt werden, sind diese dem Regie-
rungspräsidium Karlsruhe, Referat 26 umgehend zu melden. Die Fundstelle ist bis zu 
vier Werktage nach der Fundanzeige unberührt zu lassen, wenn nicht eine Verkürzung 
der Frist mit dem Referat 26 vereinbart wird. 
Das Plangebiet liegt in der Wasserschutzgebietszone III B des Wasserwerks Rheinau. 
Im Plangebiet ist mit einem kleinräumig unterschiedlichem Setzungsverhalten des Un-
tergrundes zu rechnen. 
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Nachfolgende Grafik enthält eine Darstellung der maßgeblichen Außenlärmpegel im 
Plangebiet (siehe rechter Bereich in der Zeichnung): 
 

 
 
Die gemäß DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau – Anforderungen und Nachweise“ 
(Beuth-Verlag, November 1989) erforderlichen Schalldämmmaße sind in Abhängigkeit 
von Raumnutzungsart und Raumgröße im Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen. 

 
8 Verfahren und Abwägung 
 
8.1 Aufstellungsbeschluss 

Der Gemeinderat der Stadt Heidelberg hat in öffentlicher Sitzung am 19.12.2013 ge-
mäß § 2 Absatz 1 Satz 1 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen, für den Bereich 
Gadamerplatz im Stadtteil Bahnstadt den Bebauungsplan „Bahnstadt – Gadamerplatz“ 
aufzustellen. 
Die Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses erfolgte am 27.12.2013 im Stadt-
blatt Nr. 52/2013 und am 08.01.2014 im Stadtblatt Nr. 02/2014.  
 

8.2 Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Absatz 1 Baugesetzbuch 
(BauGB) wurde am 16.07.2014 im Stadtblatt Nr. 29/2014 bekannt gemacht. 
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Die Ziele und Zwecke der Planung, vorhandene Planungsalternativen sowie die vo-
raussichtlichen Auswirkungen der Planung wurden während einer Informationsveran-
staltung am Donnerstag, den 31.07.2014 im Nachbarschaftstreff LA33, Langer Anger 
33, 69115 Heidelberg öffentlich erläutert und erörtert. 
 
Zusätzlich bestand die Möglichkeit, die Planunterlagen vom 24.07.2014  bis einschließ-
lich 25.08.2014 im Internet unter www.heidelberg.de/bekanntmachungen und im Tech-
nischen Bürgeramt der Stadt Heidelberg einzusehen. 
 
Während des Auslegungsverfahrens wurden keine Anregungen oder Einwendungen 
vonseiten der Öffentlichkeit zum Bebauungsplanvorentwurf vorgetragen. 

 
8.3 Frühzeitige Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Be-

lange 
Mit Schreiben vom 18.07.2014 wurden die nachfolgend aufgelisteten Behörden und 
Träger öffentlicher Belange von der Planung unterrichtet. 
 
Träger öffentlicher Belange Anregung Antwort laufende 

Nummer ja nein 

Regierungspräsidium Karlsruhe 
Ref. 21 – Raumordnung, Baurecht, 
Denkmalschutz  
76247 Karlsruhe 

    

Regierungspräsidium Karlsruhe 
Ref. 26 – Denkmalpflege  
76247 Karlsruhe 

X  25.08.2014 8.3.1 

Regierungspräsidium Freiburg 
Landesamt für Geologie, Rohstoffe 
und Bergbau 
Albertstr. 5 
79104 Freiburg 

X  31.07.2014 8.3.2 

Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis 
Dezernat III – Ordnung und Ge-
sundheit 
Kurfürsten-Anlage 38-40 
69115 Heidelberg 

X  28.07.2014 8.3.3 

Untere Immissionsschutzbehörde, 
Untere Naturschutzbehörde, 
Untere Bodenschutzbehörde, 
Untere Wasserrechtsbehörde, 
Gewerbeaufsicht 
Beim Amt für Umweltschutz, Ge-
werbeaufsicht und Energie (Amt 31) 

X  26.08.2014 8.3.4 

Untere Denkmalschutzbehörde 
Amt für Baurecht und Denkmal-
schutz (Amt 63) 

    

Untere Denkmalschutzbehörde / Ar-     
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chäologie 
(Amt 42) 

Untere Landwirtschaftsbehörde - 
Landschafts- und Forstamt (Amt 67) X  01.09.2014 8.3.5 

Fachstelle für Barrierefreiheit 
Amt für Baurecht und Denkmal-
schutz (Amt 63) 

X  06.08.2014 8.3.6 

Verband Region Rhein-Neckar 
P 7, 20-21 
68161 Mannheim 

 X 21.08.2014  

Nachbarschaftsverband Heidelberg-
Mannheim 
Collinistr. 1  
68161 Mannheim 

 X 31.07.2014  

Abwasserzweckverband Heidelberg 
Tiergartenstraße 55 
69121 Heidelberg 

X  29.07.2014 8.3.7 

Naturschutzbeauftragter  
Dr. Karl-Friedrich Raqué 
Gutleuthofweg 32/5 
69118 Heidelberg 

X  19.08.2014 8.3.8 

Landesnaturschutzverband 
Arbeitskreis Heidelberg 
Willy-Brandt-Platz 5 
69115 Heidelberg 

    

BUND – Kreisgruppe Heidelberg 
Willy-Brandt-Platz 5 
69115 Heidelberg 

    

NABU 
(Naturschutzbund Deutschland e.V.) 
Naturschutzzentrum Heidelberg 
Schröderstr. 24 
69120 Heidelberg 

    

terranets bw GmbH 
Am Wallgraben 135 
70565 Stuttgart 

 X 04.08.2014  

Amprion GmbH 
Rheinlanddamm 24 
44139 Dortmund 
alternativ als  e-mail-Versand: 
GT-B-
LBPosteingangBehoer-
den@amprion.net 

 X 06.08.2014  

Stadtwerke Heidelberg Netze GmbH X  25.08.2014 8.3.9 
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Netzservice, Abteilung 52 
Kurfürstenanlage 42-50 
69115 Heidelberg 

Deutsche Telekom Netzproduktion 
GmbH 
Technische Infrastruktur Nieder-
lassung Südwest  
PTI 21, Bauleitplanung 
Seckenheimer Landstr. 210-220 
68163 Mannheim 

X  20.08.2014 8.3.10 

Kabel BW GmBH 
Postfach 10 20 38 
34020 Kassel 

 X 29.07.2014  

Rhein-Neckar-Verkehr GmbH  
(rnv GmbH) 
Rhein-Neckar-Verkehr GmbH 
Bereich Infrastruktur, Abteilung IS6 
Möhlstr. 27 
68165 Mannheim 

X  19.08.2014 8.3.11 

Industrie- und Handelskammer 
Rhein-Neckar (IHK) 
-Standort Mannheim – 
L 1, 2 
68161 Mannheim 

X  15.08.2014 8.3.12 

Polizeipräsidium Mannheim 
Führungs- und Einsatzstab 
Postfach 100029 
68149 Mannheim 

    

 
Im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Absatz 1 BauGB wurden nachfolgende Anregungen vorgetragen (die Be-
handlung der Stellungnahmen ist kursiv gekennzeichnet): 
 
8.3.1 Regierungspräsidium Karlsruhe, Ref. 26 – Denkmalpflege 
 
Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege sind nicht direkt betroffen. Sollten in Folge 
der Planungen bei der Durchführung von Erdarbeiten bisher unbekannte archäologi-
sche Funde und Befunde entdeckt werden, sind diese dem Regierungspräsidium 
Karlsruhe, Referat 26 umgehend zu melden. Die Fundstelle ist bis zu vier Werktage 
nach der Fundanzeige unberührt zu lassen, wenn nicht eine Verkürzung der Frist mit 
dem Referat 26 vereinbart wird. 
 
Behandlung: Ein entsprechender Hinweis wird in den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
8.3.2 Regierungspräsidium Freiburg – Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen 
Setzungsverhalten zu rechnen ist und gegebenenfalls vorhandene organische Anteile 
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und der Grundwasserabstand zu bautechnischen Erschwernissen führen können. Es 
werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 
4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 
Es wird auf die Lage des Plangebiets innerhalb eines Wasserschutzgebiets hingewie-
sen. 
Hinsichtlich des Geotopschutzes wird auf das Geotopkataster des LGRB verwiesen. 
 
Behandlung: Die für planungsrechtliche Festsetzungen nicht relevanten Informationen 
zum Setzungsverhalten und zum Grundwasserflurabstand werden an die planenden 
Büros weitergegeben. 
Das Plangebiet liegt in der Wasserschutzgebietszone III B des Wasserwerks Rheinau. 
Die geplanten Nutzungen stehen dem Schutzzweck des Wasserschutzgebiets nicht 
entgegen. 
Die im Internet zur Verfügung stehende Kartierung zum Geoptopschutz beinhaltet zum 
Plangebiet und seiner Umgebung keine Eintragungen. 
 
 
8.3.3 Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Dezernat III – Ordnung und Gesundheit 
 
Es bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Das Gesundheitsamt bittet um Einbe-
ziehung bei den konkreten Planungen und weist auf die Verwendung geeigneter Pflan-
zen für Kinderspielplatzbereiche (keine giftigen oder dornigen Pflanzen) hin. 
 
Behandlung: Die Anregungen sind nicht bebauungsplanrelevant und werden bei den 
weiteren Planungen berücksichtigt.  
 
8.3.4 Untere Immissionsschutzbehörde, untere Naturschutzbehörde, untere Boden-
schutzbehörde, untere Wasserrechtsbehörde, Gewerbeaufsicht 
 
Der Umweltbericht wird ergänzt. Es wird um eine Ergänzung der Festsetzung zur 
Dachbegrünung gebeten, die den Hinweis auf die Anwendung des „Handlungsleitfa-
dens für extensive Dachbegrünung in Heidelberg“ beinhaltet. 
 
Behandlung: Der Umweltbericht wurde der Begründung zum Bebauungsplanentwurf 
beigefügt. Der Hinweis auf den Handlungsleitfaden in einer planungsrechtlichen Fest-
setzung ist nicht erforderlich. In der Begründung zur planungsrechtlichen Festsetzung 
wird auf den Handlungsleitfaden verwiesen. 
 
8.3.5 Untere Landwirtschaftsbehörde - Landschafts- und Forstamt 
 
Es wird um die Spezifizierung der Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung als 
„Fußgängerbereich“ gebeten um die Befahrbarkeit zu unterbinden. 
 
Für die Galileistraße wird die Festsetzung zur Anpflanzung von Bäumen gemäß städ-
tebaulichem Konzept angeregt. 
 
Behandlung: Der Anregung zur Zweckbestimmung „Fußgängerbereich“ wird nicht ge-
folgt, da die Zweckbestimmung „Öffentlicher Platz“ das künftige Nutzungsspektrum 
weiter fasst und konkreter bestimmt. In der Begründung zur planungsrechtlichen Fest-
setzung wird ausgeführt, dass der Platz vorrangig dem Aufenthalt und der Frequentie-
rung durch Fußgänger dient und nur eine befristete Befahrbarkeit für Lieferfahrzeuge 
erlaubt. 
Der Anregung zur Festsetzung von Baumstandorten im Platzbereich der Galileistraße 
wird gefolgt. 
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8.3.6 Fachstelle für Barrierefreiheit (Amt für Baurecht und Denkmalschutz) 
 
Es werden Anregungen und Hinweise zur barrierefreien Ausgestaltung vorgetragen. 
 
Behandlung: Die Anregungen betreffen die konkrete Ausgestaltung der öffentlichen 
Räume und sind nicht bebauungsplanrelevant. Die Stellungnahme wurde an die für die 
Planung zuständigen Fachämter weitergeleitet. 
 
8.3.7 Abwasserzweckverband Heidelberg 
 
Es bestehen keine Bedenken, wenn eine Abstimmung der Baumstandorte mit der Ka-
nalplanung (DN 800) für die Galileistraße erfolgt, gemäß Abwassersatzung der Stadt 
Heidelberg Vorrichtungen zur Abscheidung von Fetten vorgesehen werden und bei 
Einleitung des Abwassers in die öffentliche Kanalisation die Vorschriften der Abwass-
ersatzung eingehalten werden. 
 
Behandlung: Die Integration des Kanals in die Galileistraße ist mit den festgesetzten 
Baumstandorten vereinbar, da ein ausreichender Trassenraum zwischen den Bäumen 
zur Verfügung steht. Die weiteren Anregungen (Hinweise auf die Abwassersatzung) 
sind nicht bebauungsplanrelevant und bei den nachgelagerten Fachplanungen zu be-
rücksichtigen. 
 
8.3.8 Naturschutzbeauftragter  
 
Die Festsetzungen zur Dachbegrünung und zu Baumstandorten werden begrüßt. Des 
Weiteren wird mit Verweis auf das städtebauliche Konzept davon ausgegangen, dass 
sich Baumpflanzungen nicht allein auf den im Bebauungsplan festgesetzten Baum-
standorten erfolgen. Zur Auswahl geeigneter Baumarten wird auf die Klima-Arten-
Matrix von Prof. Roloff (TU Dresden) hingewiesen. 
 
Behandlung: Gegenüber der Vorentwurfsfassung wurden weitere Baumstandorte ent-
lang der Galileistraße festgesetzt. Die Anpflanzung weiterer Bäume gemäß städtebau-
lichem Konzept ist vorgesehen. 
Die in der Entwurfsfassung des Bebauungsplans ergänzten Baumarten für die anzu-
pflanzenden Bäume werden in der Klima-Arten-Matrix von Prof. Roloff alle als geeignet 
bis sehr geeignet eingestuft. 
 
8.3.9 Stadtwerke Heidelberg Netze GmbH 
 
Die Stadtwerke bestätigen die mögliche Versorgung des Neubaus mit elektrischer 
Energie aus dem Niederspannungsnetz. Die Versorgung soll über die südöstlich an 
das Plangebiet angrenzende Transformatorenstation in der Nötherstraße erfolgen. Zur 
Sicherung der vorgesehenen Trasse wird  um eine entsprechende Festsetzung im Be-
bauungsplan und den Verzicht auf Festsetzungen von Baumstandorten innerhalb des 
geplanten Leitungsschutzstreifens gebeten. 
 
Die Versorgung des Gebäudes mit Wasser und Fernwärme ist möglich und vorgese-
hen. Die Anschlussleitungen sollen von der westlich angrenzenden Da-Vinci-Straße 
aus an der Südwestecke ins Gebäude geführt werden. 
 
Es wird um weitere Koordination und Abstimmung der Maßnahme gebeten und auf die 
Anweisung zum Schutze unterirdischer Leitungen der Stadtwerke Heidelberg Netze 
GmbH verwiesen. 
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Behandlung: Die Planung von Platz und Gebäude findet bereits in enger Abstimmung 
mit den Stadtwerken statt. Eine Festsetzung zur Führung der Ver- und Entsorgungslei-
tungen ist nicht erforderlich. 
 
8.3.10 Deutsche Telekom 
 
Es wird auf Telekommunikationsanlagen im Plangebiet (die gegebenenfalls gesichert 
oder umgelegt werden müssen) und die Notwendigkeit der Verlegung neuer Telekom-
munikationsanlagen hingewiesen. Zur Abstimmung mit den Straßenbaumaßnahmen 
wird um Kontaktaufnahme und Übersendung der Ausbaupläne gebeten. Die Kabel-
schutzanweisung der Telekom und das Merkblatt über Baumstandorte und unterirdi-
sche Ver- und Entsorgungsanlagen der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Ver-
kehrswesen, Ausgabe 1989 sind zu beachten. 
 
Behandlung: Die Hinweise betreffen die konkreten Straßenplanungen und sind nicht 
bebauungsplanrelevant. 
 
8.3.11 Rhein-Neckar-Verkehr GmbH  
 
Es wird auf das Planfeststellungsverfahren für die Straßenbahn in der Grünen Meile 
und die Maststandorte hingewiesen und vorgeschlagen, den Gleisbereich der Straßen-
bahn als besonderen Bahnkörper festzulegen. 
 
Behandlung: Die Festsetzung der Baumstandorte erfolgte in Abstimmung mit den Pla-
nungen zur Straßenbahn. Die Festsetzung des Gleisbereichs als besonderen Bahn-
körper kann mangels Ermächtigungsgrundlage nicht erfolgen. 
 
8.3.12 Industrie- und Handelskammer Rhein-Neckar (IHK) 
 
Es bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Es wird jedoch darauf hingewiesen, 
dass es zu keinen Einschränkungen der angrenzenden gewerblichen Nutzungen 
kommen soll. Es wird darum gebeten, die Belange der angrenzenden Gewerbetreiben-
den im weiteren Verfahren zu erheben und in das Konzept einzubeziehen. 
 
Behandlung: Es befinden sich im näheren Umfeld keine Gewerbebetriebe, deren Be-
lange von der Planung berührt sind oder Konflikte mit dem Vorhaben erzeugen. Auch 
die Planungen zur Ansiedlung gewerblicher Nutzungen gemäß Rahmenplanung Bahn-
stadt stehen dem Vorhaben nicht entgegen.   

 
8.4 Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Absatz 2 BauGB 

(wird gemäß Verfahrensstand ergänzt) 
 
8.5 Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 

§ 4 Absatz 2 BauGB 
(wird gemäß Verfahrensstand ergänzt) 

 
8.3 Satzungsbeschluss 

(wird gemäß Verfahrensstand ergänzt) 
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9 Durchführung  
9.1 Grundbesitzverhältnisse 

Die im Geltungsbereich liegenden Flurstücke befinden sich mit Ausnahme der nördli-
che gelegenen Straßenverkehrsfläche (Grüne Meile) im Eigentum der Stadt. Diese 
Fläche wird für die Herstellung durch die Stadt erworben. 
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B Umweltbericht  

Bei der Aufstellung von Bebauungsplänen sollen gemäß § 1 Absatz 6 Nr. 7 BauGB die 
Belange des Umweltschutzes, des Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbe-
sondere des Naturhaushalts, des Wassers, der Luft und des Bodens einschließlich 
seiner Rohstoffvorkommen, sowie das Klima berücksichtigt werden. In § 1a BauGB 
wird definiert, wie die umweltschützenden Belange in der Abwägung zu berücksichti-
gen sind. Des Weiteren werden Aussagen zur Eingriffsregelung getroffen. In § 2a 
BauGB wird das Verhältnis zwischen Bauleitplanung und dem Gesetz über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG) geregelt sowie die Anforderungen über die Abfas-
sung des Umweltberichtes beschrieben. 
Im Jahr 2004 wurde vom Büro Jestaedt + Partner ein Umweltbericht für die Bahnstadt 
verfasst. Der Umweltbericht kommt zu folgendem Fazit: 
„Die geplante Überführung des Areals aus einer ehemaligen Bahn-, Militär- und Ge-
werbenutzung in ein neues Stadtviertel mit Wohn- und Gewerbenutzung sowie großflä-
chig angelegten Grün- und Freiflächen hoher Aufenthaltsqualität stellt aus umweltfach-
licher Sicht im Sinne eines Flächenrecyclings eine städtebauliche Maßnahme dar, die 
unter verschiedenen Gesichtspunkten städtebauliche, grünordnerische sowie ökologi-
sche Aufwertungen zur Folge hat. Dem planerischen Prinzip der geordneten städte-
baulichen Entwicklung bei gleichzeitiger Beachtung der umweltschützenden Belange 
wird mit der Vorhabenrealisierung somit Rechnung getragen.“  
Als Ergebnis des Umweltberichts zur städtebaulichen Rahmenplanung wird festgestellt, 
dass unter umweltfachlichen Gesichtspunkten mit keinen Umweltauswirkungen zu 
rechnen ist, die das Vorhaben in seiner Gesamtheit in Frage stellen würden. 
 

1  Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Bebauungs-
plans  
 

1.1 Ziele des Bebauungsplans 
Mit dem Bebauungsplan „Bahnstadt – Gadamerplatz“ sollen die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Umsetzung der geplanten städtebaulichen Entwicklung eines 
Teilbereichs der Bahnstadt geschaffen werden, der derzeit planungsrechtlich als Au-
ßenbereich nach § 35 Baugesetzbuch (BauGB) einzustufen ist. 
 

1.2  Beschreibung des Vorhabens 
Auf der heute als Zwischenlager für das Bodenmanagement genutzten Fläche soll der 
zentrale Stadtplatz der Bahnstadt entstehen. Auf der nördlichen Platzhälfte sollen in ei-
nem Baukomplex eine Grundschule, eine Kindertagesstätte und ein Bürgerzentrum 
räumlich zusammengeführt werden. Diese Zusammenführung kann einerseits Syner-
gien zwischen den Nutzungen ermöglichen und andererseits zur Belebung des 
Gadamerplatzes beitragen. 

 
2  Darstellung der für den Plan geltenden Ziele des Umweltschutzes sowie 

der Art, wie diese Ziele und die Umweltbelange bei der Ausarbeitung des 
Plans berücksichtigt werden 
Grundsätzliche Planungsziele ergeben sich aus den Zielen und Grundsätzen der Lan-
des- und Regionalplanung sowie aus den §§ 1 Abs. 5 und 1a Abs. 1 BauGB. Danach 
soll eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung gewährleistet und dazu beigetragen 
werden, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern und die natürlichen Lebensgrund-
lagen zu schützen.  
Bezogen auf den Geltungsbereich des Bebauungsplans sind insbesondere folgende 
Planungsgrundsätze und –ziele relevant: 
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 Minimierung der Bodenversiegelung - Flächen effektiv nutzen.  
 Schaffung von Gründächern zur Rückhaltung von Niederschlagswasser und zur 

Verbesserung von Lebensbedingungen für angepasste Tier- und Pflanzenarten. 
 Passivhausstandard gemäß der für das gesamte Planungsgebiet Bahnstadt 

geltenden Energiekonzeption 
 Fernwärmeversorgung gemäß Energiekonzeption 

 
Eine Übersicht über die Planungsziele für das Gesamtprojekt Bahnstadt im Umweltbe-
reich gibt der Umweltbericht zur städtebaulichen Rahmenplanung Bahnstadt Heidel-
berg vom 10.11.2004, erstellt vom Büro für Raum- und Umweltplanung Jestaedt + 
Partner in Mainz. 
 

3 Darstellung der Merkmale der Umwelt und des derzeitigen Umweltzustan-
des 

 
3.1  Menschen 

Das Plangebiet wird nach Aufgabe der Nutzung durch die Deutsche Bahn derzeit als 
Zwischenlagerfläche für das Bodenmanagement der Bahnstadt genutzt. 
Im Plangebiet befinden sich keine Gebäude. 
Im Plangebiet sind keine öffentlichen Grün- und Freiflächen vorhanden. 
Das Areal ist derzeit nur auf Umwegen erreichbar. Attraktive Wegeverbindungen sind 
nicht vorhanden. 
Das Plangebiet unterliegt einer mittleren bis hohen Vorbelastung durch Schall-
immissionen vor allem aufgrund des Straßenverkehrs auf der Eppelheimer Straße (Be-
standprognose 2005: bis zu 24.400 Kfz/Tag), der Straßenbahnlinie 21 auf der Eppel-
heimer Straße sowie Schallimmissionen der Bahntrassen im Norden (ca. 680 Züge/ 24 
h). Da das Plangebiet gegenwärtig keine schutzbedürftige Nutzung aufweist, sind die 
vorbelastenden Schallimmissionen von untergeordneter Bedeutung. 
 

3.2  Tiere und Pflanzen 
Auf den brach liegenden Flächen der Bahnstadt hatten sich sekundäre Lebensräume 
für seltene und bestandsbedrohte Tierarten gebildet. Da viele Arten ihren ursprüngli-
chen Lebensraum verloren haben, kam den extensiven oder nicht mehr genutzten 
Bahnflächen des Plangebietes große Bedeutung zu, weil die geeigneten Lebensräume 
hier jahrzehntelang beständig bleiben konnten. Das Vorkommen von besonders bezie-
hungsweise streng geschützten Tierarten mit Fortpflanzungs- und Ruhestätten ist hier 
besonders hervorzuheben. 
Die betroffenen Flächen wurden im Jahr 2007 für folgende Indikatorgruppen unter-
sucht: Biotope und Vegetation, Fledermäuse, Vögel, Reptilien und Heuschrecken. 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans wurden von den streng geschützten Arten 
Mauereidechsen nachgewiesen. Zwergfledermäuse, Kleine Abendsegler und Breitflü-
gelfledermäuse konnten gelegentlich bei Jagdflügen festgestellt werden. 
Von den besonders geschützten Arten wurden die Blauflügelige Ödlandschrecke und 
die Blauflügelige Sandschrecke nachgewiesen.  
Aktuell sind in dem Plangebiet Erdmieten und Wasserflächen in verdichteten Bereichen 
zu finden. Sowohl die Mieten als auch die Wasserflächen sind potentielle Lebensräume 
für Tiere der streng oder besonders geschützten Arten. Aktuell sind diese jedoch nicht 
besiedelt. Im Frühjahr 2014 wurde Grünfroschlaich von hier in geeignete geschützte 
Biotope umgesiedelt. 

 

Anlage 02 zur Drucksache: 0284/2014/BV



Begründung zum Bebauungsplan Bahnstadt – Gadamerplatz 
in der Entwurfsfassung vom 22.09.2014 Seite 27 

 
Stadt Heidelberg, Stadtplanungsamt 

3.3 Boden 
Das Plangebiet stellt sich derzeit als Fläche ohne natürliche Bodenfunktionen dar, die 
ursprünglich überwiegend mit Erdaushub, unter anderem aus dem Bau des heutigen 
Hauptbahnhofes und des Abraums aus dem Bau des Königstuhl-Tunnels, aufgefüllt 
wurde. Aktuell lagern dort verschiedene Erdmieten mit Bodenaushub benachbarter 
Baufelder. Aufgrund seiner anthropogenen Überformung weist das Plangebiet selbst 
keine natürlichen Bodeneinheiten mehr auf. Da ein Großteil des Plangebietes im Zuge 
seiner historischen Nutzung als Bahnfläche künstlich aufgefüllt wurde, stehen in den 
oberen Metern inhomogene Mischungen von umgelagerten Boden- und Felsaushub 
bis hin zu Bauschuttablagerungen an.  
Das gesamte Areal der Bahnstadt wurde in seiner Vergangenheit als Gewerbegebiet 
und von der Deutschen Bahn als Güter- und Rangierbahnhof genutzt. Verunreinigun-
gen des Bodens und des Grundwassers durch Altlasten konnten daher in vielen Teilen 
des Plangebietes erwartet werden. 
Nach den durchgeführten Untersuchungen und dem Bodenmanagement sind keine 
Flächen bekannt, für die gemäß § 5 Absatz 3 BauGB bzw. § 9 Absatz 5 BauGB eine 
Kennzeichnungspflicht für Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden 
Stoffen belastet sind, besteht. 
Teilbereiche der Bahnstadt wurden im 2. Weltkrieg bombardiert. Im Rahmen des Bo-
denmanagements in Teilen des Geltungsbereichs wurde für das Plangebiet eine 
Kampfmittelsondierung durchgeführt, vorgefundene Kampfmittel wurden fachkundig 
geräumt. 
 

3.4 Wasser 
Im Geltungsbereich sind keine Oberflächengewässer vorhanden. Der Flurabstand zum 
Grundwasserspiegel beträgt etwa 10 Meter. 
 

3.5 Klima 
Das Plangebiet befindet sich im Wirkungsbereich des Neckartalabwindes. Dieser ent-
wickelt sich in der ersten Nachthälfte im Neckartal und reicht weit in das Stadtgebiet bis 
über die Bahnstadt hinaus. Der Ventilationseffekt des Neckartalabwindes führt über 
den versiegelten Flächen zum Abbau thermischer und lufthygienischer Negativeffekte. 
Über den Freiflächen des westlich angrenzenden Pfaffengrunder Feldes vermischt sich 
die örtlich entstehende Kaltluft mit den wärmeren Luftmassen des Talabwindes und 
trägt zum Abbau bioklimatischer/lufthygienischer Belastungen im angrenzenden 
Wohngebiet Pfaffengrund bei.  
In der zweiten Nachthälfte, wenn die Neckartalabwinde nachlassen, kommt zur Belüf-
tung der Bahnstadt vermehrt der kleinräumige Luftaustausch zum Tragen. Im Pfaffen-
grunder Feld staut sich aufgrund der starken nächtlichen Abkühlung auf den Ackerflä-
chen ein Kaltluftsee an. Die versiegelten Flächen der Bahnstadt kühlen jedoch nur 
vermindert ab, und es entsteht aufgrund des Temperaturgefälles eine Sogwirkung von 
kalter Luft aus dem Pfaffengrunder Feld in die Bahnstadt.  
Das Plangebiet ist somit ausreichend durchlüftet; eine Vorbelastung hinsichtlich der 
Strömungsverhältnisse ist im Bereich der Bahnstadt nicht gegeben. 

 
Die unbebauten und vegetationsarmen Flächen des ehemaligen Güter- und Rangier-
bahnhofs sind dem angrenzenden Gewerbegebiet geländeklimatisch ähnlich. Der 
dunkle Schotter erhitzt sich tagsüber sehr stark. Diese Bereiche sind als geländeklima-
tisch belastete Bereiche anzusehen. 
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3.6 Luftschadstoffimmissionen 
Vor allem im Winter kommt es bei austauscharmen Wetterlagen zu hohen Stickoxid- 
und Benzolkonzentrationen. Im Sommer treten durch photochemische Reaktionen ver-
ursachte Ozonspitzen auf. Insgesamt stellt sich das Plangebiet Bahnstadt mit Aus-
nahme des Pfaffengrundes Feldes als lufthygienisch belasteter Bereich dar. 
 

3.7 Landschaft / Stadtbild  
Das Areal der Bahnstadt liegt zentral im Stadtgebiet von Heidelberg und wird von meh-
reren Stadtteilen und angrenzenden Offenlandflächen eingerahmt, die aufgrund der vi-
suellen Barrierewirkung der ehemaligen Bahnanlagen aber kaum wahrnehmbar waren.  
Im unmittelbaren Umfeld des Plangebiets sind drei Landschaftsbildeinheiten zu unter-
scheiden. Der gewerblich genutzte Bereich entlang der Eppelheimer Straße vermittelt 
insgesamt einen eher ungeordneten und ungenügend genutzten Eindruck. Die hohe 
Verkehrsdichte bedingt eine hohe Störungsintensität. Eine Eignung zur Naherholung 
besteht nicht. Das Pfaffengrunder Feld ähnelt weitgehend den im Rhein-Neckar-Raum 
verbreiteten Agrarlandschaften. Wegen seines Wegenetzes wird es oft von Radfahrern 
genutzt, von Fußgängern hingegen wegen der geringen Vielfalt der Landschaft nur in 
geringem Umfang. Die ehemaligen Bahnanlagen mit den Ruderalvegetationen und 
Schmetterlingsfliedergebüschen stellten hinsichtlich des Landschaftsbildes und Erleb-
nispotentiales eine Sonderform dar. Die Vegetation vermittelte aufgrund ihrer intensi-
ven Blühaspekte eine gewisse Eigenart. Dennoch war das Eroberungsstadium der Na-
tur noch nicht weit genug fortgeschritten, die Gleisflächen wirkten vor allem im Winter 
und Frühjahr wie vernachlässigte und ungeordnete Brachen. Die ehemaligen Gleis-
flächen waren nur bedingt begehbar und kamen für die Naherholung nicht in Betracht. 
Im Plangebiet fehlen aufgrund der Vornutzung stadtbildprägende Vegetationsstruktu-
ren. 
Das Plangebiet ist derzeit vom restlichen Stadtgefüge separiert. Wesentliche Sichtbe-
ziehungen bestehen nicht. 
 

3.8 Kultur- und sonstige Sachgüter  
Im Plangebiet befinden sich keine Kulturdenkmale. 

 
4  Beschreibung der Planung und ihrer voraussichtlichen Auswirkungen auf 

die Umwelt. 
 
4.1  Menschen 

Auf Basis der städtebaulichen Rahmenplanung erfolgt eine städtebauliche Neuordnung 
des Plangebiets mit dem Ziel der Schaffung eines urbanen Stadtteils mit eigener Identi-
tät. Die Bahnstadt soll ein nachhaltiger und urbaner Stadtteil mit hoher Umfeldqualität 
für alle Bereiche des städtischen Lebens (Wohnen, Arbeiten, Versorgung, Erholung, 
Freizeit, Kultur) werden. Vorgabe ist ein nachhaltiger Städtebau, dessen Bebauung 
und Freiräume für mehrere Generationen und unterschiedliche Nutzungsansprüche 
geeignet sind.  
Im Gebiet der Bahnstadt Heidelberg werden neben sozialer Infrastruktur und öffentli-
chen Freiräumen Wohnungen für 5.000 bis 5.500 Einwohner sowie Büro- und Gewer-
beflächen für ca. 7.000 Arbeitsplätze geschaffen.  
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans soll ein öffentlicher Platz entstehen, der als 
Stadtteilzentrum der Bahnstadt für vielfältige Nutzungen zur Verfügung stehen wird. 
Die Verortung von drei Einrichtungen der sozialen Infrastruktur – einer Grundschule, 
einer Kindertagesstätte und eines Bürgerzentrums – im nördlichen Teil des Geltungs-
bereichs soll zur Belebung des Platzes beitragen und eine gute Erreichbarkeit sicher-
stellen. Durch die Zusammenführung dieser drei Nutzungen können Synergien zwi-
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schen diesen Einrichtungen genutzt werden. In Bezug auf das Wohnumfeld des Men-
schen kommt es bei Verwirklichung des Vorhabens zu einer erheblichen Aufwertung 
des Plangebietes. 
Im gesamten Plangebiet der Bahnstadt werden insgesamt circa 13,2 Hektar öffentliche 
Park- und Grünanlagen sowie weitere 6 Hektar teilbegrünte, verkehrsarme urbane 
Stadträume geschaffen. Der Binnenbereich des neuen Stadtteils wird durch langge-
streckte Grünzüge und kleinere Parkanlagen strukturiert, die allen Quartieren mit 
Wohnnutzung Adresse und Wohnumfeldqualität geben. Mit dem straßenbegleitenden 
Grünzug Am Langen Anger, der Grünfläche des Zollhofgartens und kleineren Quar-
tiersplätzen erhält der Stadtteil ein außerordentlich vielseitiges und intensives Angebot 
öffentlicher Grünflächen. Der Gadamerplatz wird als zentraler Platz in Teilen begrünt, 
aufgrund der multifunktionalen Bespielbarkeit und der geplanten intensiven Nutzung 
jedoch zu großen Teilen befestigt sein. Die bislang über keinerlei Aufenthaltsqualität 
verfügende Fläche erfährt durch die Anlage eines Stadtplatzes eine erhebliche Aufwer-
tung. 
Neue Wegeverbindungen und zusätzliche Fuß- und Radwegbrücken über die Haupt-
verkehrsstraßen und die Bahn werden die Bahnstadt großräumig mit dem Wegenetz 
der umgebenden Stadt- und Landschaftsgebiete vernetzen. Die Verbindungen über die 
bestehenden Brücken (Czernybrücke, Montpellierbrücke) zu den nördlichen Stadtteilen 
und zur Innenstadt werden durch zusätzliche Stege über die Bahngleise für den Fuß-
gänger- und Radverkehr ergänzt. Eine dieser Brücken wird in Fortführung der westlich 
an das Plangebiet angrenzenden Da-Vinci-Straße das Plangebiet mit dem nördlich der 
Bahn gelegenen Großen Ochsenkopf verbinden. Die Erreichbarkeit der an der Gnei-
senaustraße gelegenen OEG-Haltestelle wird damit erheblich verbessert. Hinsichtlich 
der Wegebeziehungen kommt es bei Verwirklichung der Bahnstadtplanung zu einer 
erheblichen Aufwertung des Plangebietes. Für den Geltungsbereich des Bebauungs-
plans werden die Voraussetzungen für die Vervollständigung dieser Wegebeziehungen 
geschaffen. 
 
Schallimmissionen 
Ein 2012 vom IBK Ingenieur- und Beratungsbüro Dipl.-Ing. Guido Kohnen auf Grundla-
ge der Rahmenplanung erstelltes schalltechnisches Gutachten ermittelte und beurteilte 
die Geräuscheinwirkungen des Straßen- und Schienenverkehrs auf das Plangebiet. 
Im Plangebiet treten tags und nachts Überschreitungen der maßgeblichen Orientie-
rungswerte auf, die durch passive Schallschutzmaßnahmen im Hochbau zu bewältigen 
sind. Die für den Nachtzeitraum geltenden Orientierungswerte sind für die Bewertung 
ohne Belang, da in den schutzbedürftigen Nutzungen Grundschule und Kindertages-
stätte im Zeitraum  22:00 – 6:00 Uhr kein Betrieb stattfindet.  
Die im Gutachten ermittelten maßgeblichen Außenlärmpegel stellen bei ausreichender 
Dimensionierung der Außenbauteile und der Anordnung schutzbedürftiger Räume und 
Freibereiche keine Beeinträchtigung der geplanten Nutzungen dar. 
Bezüglich der Gewerbelärmimmissionen wurden in Anlehnung an die DIN 18005 flä-
chenbezogene Schalleistungspegel von 55 dB(A) tags und 40 dB(A) nachts ange-
nommen. Dies entspricht dem Schallleistungspegel von Misch- und Kerngebieten. Aus 
dieser Annahme ergibt sich für das Baufeld keine Überschreitung der maßgeblichen 
Orientierungswerte nach der Norm. 
Die mögliche Außenbewirtschaftung des Bürgerhauses) sollte durch Emissionen den 
Störungsgrad der für Wohngebiete allgemein zulässigen Gewerbebetriebe nicht über-
schreiten. 
Aufgrund der prognostizierten Belastungen durch Verkehrslärm sind für schutzwürdige 
Nutzungen gegebenenfalls Schallschutzmaßnahmen erforderlich. Die Qualität und der 
erforderliche Umfang der passiven Lärmschutzmaßnahmen bestimmen sich nach den 
Vorschriften der DIN 4109 Schallschutz im Hochbau.  
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Erschütterungen  
Das Gesamtplangebiet Bahnstadt ist Erschütterungs- und Sekundärluftschallimmissio-
nen aus der im Norden verlaufenden Hauptstrecke der Deutschen Bahn ausgesetzt. Im 
Umfeld der Grünen Meile kommen Erschütterungsimmissionen aus den geplanten 
Straßenbahnlinien hinzu.  
Gesonderte Untersuchungen zu Erschütterungs- und Sekundärluftschallimmissionen 
liegen für das Plangebiet nicht vor. Erfahrungswerte aus vergleichbaren Vorhaben zei-
gen jedoch, dass bei Einhaltung von Mindestabständen der zukünftigen Bebauung zu 
den nächstgelegenen Gleisen mit einer Einhaltung der Anhaltswerte der DIN 4150, Teil 
2 zu rechnen ist. Auch bei der Belastung durch sekundären Luftschall hinsichtlich der 
Mittelungspegel nach TA Lärm sind die Richtwerte für den Zeitraum Tag und Nacht bei 
wahrscheinlich einzuhalten.  
Zur Einhaltung der zulässigen Spitzenpegel für Innenräume nach TA Lärm können hin-
gegen sowohl entlang der Gleisanlagen der DB AG als auch der Straßenbahnlinien 
bautechnische Maßnahmen, z.B. in Form von Flüstergleisen, die einen geräusch- und 
erschütterungsarmen Schienenverkehr gewährleisten, erforderlich werden. 
Durch die Planung treten bezüglich der Erschütterungen keine relevanten Änderungen 
gegenüber dem derzeitigen Zustand ein. 
 
Elektromagnetische Felder 
Die Werte im Bereich der geplanten Bebauung liegen so weit unter den Grenzwerten 
der 26. Bundesimmissionsschutzverordnung dass auch unter Berücksichtigung des 
Vorsorgegedankens ein dauerhafter Aufenthalt von Personen hinsichtlich elektromag-
netischer Felder dort unkritisch ist. 
 

4.2  Tiere und Pflanzen 
Die Eingriffs- Ausgleichsbilanz bei der Inanspruchnahme von Biotop- und Nutzungs-
strukturen wurde für das Gesamtgebiet der Bahnstadt berechnet. 
Die Nutzung des Plangebiets als Zwischenlager der Bodenmanagements führte zu ei-
nem Verlust der im Bereich der ehemaligen Bahnanlagen unter weitgehender Nut-
zungs- und Störungsfreiheit entwickelten Spontanvegetation. Die Hochstauden- und 
Ruderalfluren sowie Gehölzstrukturen des Geländes stellten seltene Lebensräume für 
bestandsbedrohte Tierarten dar, konnten jedoch aufgrund der Baumaßnahmen und der 
zukünftigen Nutzung nicht erhalten werden.  
Im Gegenzug zur vorhabenbedingten Inanspruchnahme von Biotopstrukturen kommt 
es bei Realisierung der Bahnstadtplanung zur Neuanlage von öffentlichen und privaten 
Grünflächen, Straßenbegleitgrün, teilbegrünten Stadträume (Wege, Plätze etc.), Dach-
begrünung und von Straßenbäumen. 
Die Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung führt auf der Ebene der städtebaulichen Rahmen-
planung zu dem Ergebnis, dass der Eingriff in Natur und Landschaft auf Flächen au-
ßerhalb des Plangebietes kompensiert werden kann und muss. Dies ist im Vorgriff be-
reits erfolgt. Der Großteil der Ausgleichsflächen und -maßnahmen wurde bereits reali-
siert. 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans dient die extensive Dachbegrünung der Auf-
wertung hinsichtlich der Biotopvernetzung. Sie verringert die Überwärmung in den be-
siedelten Gebieten. Die grünen Dachflächen tragen grundsätzlich zur ökologischen 
Verbesserung bei und dienen als Vernetzungselemente für Insekten und Vögel. 
Die städtebauliche Rahmenplanung sieht den weitestgehenden Erhalt (ca. 30 Bäume) 
der gemäß Baumschutzsatzung der Stadt Heidelberg geschützten Einzelbäume vor, 
wobei sich im Geltungsbereich des Bebauungsplans selbst keine geschützten Einzel-
bäume befinden. 
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In Geltungsbereich des Bebauungsplans ist die Neupflanzung von Bäumen in Straßen-
räumen und auf dem öffentlichen Platz geplant. Hinsichtlich der Neupflanzung von 
Bäumen kommt es demzufolge bei Verwirklichung des Vorhabens zu einer erheblichen 
Aufwertung des Plangebietes. 

 
4.3  Boden 

Das Umweltmedium Boden wurde auf der Ebene der Gesamtplanung der Bahnstadt 
bewertet.  
Nach Realisierung des Gesamtprojekts Bahnstadt mit der Schaffung innerstädtischer 
Grünflächen liegt der Anteil an unversiegelten Flächen mit Bodenfunktionen bei ca. 
57,5 ha. Gegenüber der Bestandssituation führt die Bahnstadtentwicklung somit zu ei-
ner Reduzierung der durch den Bahnbetrieb versiegelten Flächen und somit zu einer 
Aufwertung aus bodenökologischer Sicht. 
Im Rahmen der Baulanderschließung wurde der Geltungsbereich von Kampfmitteln ge-
räumt. Darüber hinaus tritt im Geltungsbereich durch die Planung keine maßgebliche 
Aufwertung hinsichtlich des Schutzguts Boden ein. Durch die Anlage eines befestigten 
Stadtplatzes und den Bau des Gebäudes wird des Plangebiets großflächig versiegelt. 
Eine Teilkompensation der großflächigen Versiegelung erfolgt durch die Anlage von 
extensiv begrünten Dächern. 
 

4.4  Wasser 
Im Geltungsbereich sind keine Oberflächengewässer vorhanden, auf die die Planung 
Einfluss hätte. 
Bei der Entwicklung der Städtebaulichen Rahmenplanung wurden bereits Aspekte ei-
ner Regenwasserbewirtschaftung und damit der Reduzierung des Oberflächenabflus-
ses berücksichtigt: 

 Förderung der Grundwasserneubildung und Wasserrückhaltung durch Versi-
ckerung des Dach- und Oberflächenwassers im Plangebiet  

 Beitrag zur Wasserrückhaltung durch extensive Dachbegrünung auf Dachflä-
chen und intensive Dachbegrünung auf unterbauten Flächen  

Im Plangebiet werden die Vorgaben des Niederschlagswasserbewirtschaftungskonzep-
tes für die Bahnstadt bei der weiteren Planung und Umsetzung beachtet. 

 
4.5 Klima/Luft 

Durchlüftung 
Grundsätzlich entsteht mit der Bahnstadt eine vermehrte Bebauung im Bereich der 
Kaltluftbahnen des Neckartalabwindes.  
Bereits bei der Aufstellung der Städtebaulichen Rahmenplanung wurde die Durchlüf-
tungsfunktion des Plangebietes durch folgende Maßnahmen berücksichtigt: 

 Sicherung der Kaltluftbahnen des Neckartalabwindes durch Nordost-Südwest 
bzw. Ost-West orientierte Freiraumbänder und Straßenzüge  

 Sicherstellung der Kaltluftzufuhr aus dem klimatischen Ausgleichsraum Pfaf-
fengrunder Feld in die Bahnstadt durch senkrechte Ausrichtung der Bebauung 
zur Landschaft  

 Verbesserung der Frischluftzufuhr aus dem Pfaffengrunder Feld durch Nord-
Süd gerichtete Freiraumkeile. 
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Thermisch hygrische Effekte / klimatische Ausgleichswirkungen 
Bei der Entwicklung der Städtebaulichen Rahmenplanung konnten bereits im Vorfeld 
Konflikte hinsichtlich thermisch-hygrischer Effekte durch die nachfolgend genannten 
Maßnahmen vermieden oder gemindert werden:  

 Verringerung der Überwärmung durch extensive Dachbegrünung auf sämtli-
chen Dachflächen, dadurch Abnahme der thermischen Belastung an heißen 
Tagen  

 Ausbildung zweiseitiger Baumreihen in sämtlichen Straßenräumen, dadurch 
Verbesserung des Mikroklimas im Stadtraum  

 Erhöhung der Ausgleichswirkung des Pfaffengrunder Feldes für die nördlich 
angrenzenden Stadtteile durch Nord-Süd gerichtete Freiraumkeile  

 Verbesserung der klimatischen Ausgleichswirkung des Pfaffengrunder Feldes 
durch ökologische Aufwertung (offene Feldgehölze, Baumreihen) im Zuge der 
Ausgleichsmaßnahmen  

Insgesamt ist durch die Planung für den Gadamerplatz durch die Anpflanzung von 
Bäumen, die Dachbegrünung und die Berücksichtigung der Kaltluftbahnen mit einer 
Verbesserung der lokalklimatischen Situation zu rechnen. 
 
Verschattung 
Durch die Anordnung der Gebäude in Verbindung mit den Geschosshöhen wird eine 
Verschattung weitestgehend verhindert. 
 
Luftschadstoffimmissionen 
Aufgrund der Zunahme der Kfz-Verkehre ist mit einer Erhöhung der Immissionen ent-
lang der Erschließungsstraßen des Plangebietes zu rechnen. Aufgrund der bestehen-
den Vorbelastung sowie der zukünftig besseren Durchlüftung ist jedoch mit keinen sig-
nifikant erhöhten Luftschadstoffbelastungen im Vergleich zum Bestand zu rechnen.  
 

4.6  Landschaft/Stadtbild 
Bei Verwirklichung des Planungsvorhabens erfolgt eine städtebauliche Neuordnung 
des aktuell unattraktiven Geländes. Das Stadtbild wird durch in die Umgebung harmo-
nisch eingefügte Bebauung bereichert. Die Freifläche wird zur grünordnerischen Ver-
netzung und Orientierung innerhalb des Heidelberger Westens maßgeblich beitragen. 
Die städtebauliche Neuordnung und die Anlage stadtbildprägender Vegetationsstruktu-
ren (Baumpflanzungen) verbessern die Qualität des Stadtbildes erheblich. 
Das Vorhaben dient darüber hinaus der Verbesserung der Sichtbeziehungen zu den 
benachbarten Stadtvierteln und Landschaftsräumen. 

 
4.7 Wechselwirkungen 

Im Rahmen eines Umweltberichts sind neben der Beschreibung und Bewertung der 
einzelnen Schutzgüter auch die Wechselwirkungen abzuhandeln. Die Untersuchung 
der Wechselwirkungen ist jedoch auf entscheidungserhebliche Aspekte zu begrenzen.  
Wechselwirkungen gehen derzeit im Plangebiet vor allem auf die erhebliche Vorbelas-
tung des Projektareals zurück. Aufgrund der starken Überprägung durch den Men-
schen sind natürliche Standortverhältnisse nur in sehr untergeordnetem Maße vorhan-
den. Die starke anthropogene Überprägung wirkt sich in negativer Weise auf nahezu 
alle Schutzgüter aus. Aus den Wechselbeziehungen von Substrat, Wasserverhältnis-
sen und klimatischen Bedingungen resultierten die von annueller Ruderalvegetation 
geprägten, naturschutzfachlich wertvollen Lebensräume im Bereich der ehemaligen 

Anlage 02 zur Drucksache: 0284/2014/BV



Begründung zum Bebauungsplan Bahnstadt – Gadamerplatz 
in der Entwurfsfassung vom 22.09.2014 Seite 33 

 
Stadt Heidelberg, Stadtplanungsamt 

Gleisanlagen des Plangebietes. Weitere Wechselwirkungen ergaben sich durch die 
isolierte Lage des Plangebietes zwischen ausgedehnten Bahnanlagen, die erhebliche 
Zerschneidungswirkungen für innerörtliche Funktionsbeziehungen sowie für Sichtbe-
ziehungen zur Folge hatten.  
Mit der Realisierung des Planungsvorhabens erfolgt eine städtebauliche Neuordnung 
des Geländes. Im Bereich des Plangebietes werden in großem Umfang ehemalige 
Bahnflächen in eine zivile Wohn- und Mischnutzung mit eingebetteten Grün- und Erho-
lungsflächen überführt. Im Zuge der Entwicklung der Bahnstadt ist die Anlage weiterer 
zahlreicher Grün- und Freiflächen vorgesehen. Die Planung beinhaltet unter anderem 
die Altlastensanierung des stark vorbelasteten Geländes. Diese Maßnahmen führen in 
ihrer Gesamtheit zu unterschiedlichen Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern. 
Durch Altlastensanierung wurden die Bodenfunktionen auf dem Standort verbessert. 
Negative Wechselwirkungen ergeben sich unter anderem infolge der vorhabenbeding-
ten Zunahme der Verkehrsbelastung. Es kommt zu einer Steigerung sowohl der Luft-
schadstoff-, als auch der Schallimmissionen im Bereich umliegender Straßenabschnit-
te. Negative Wechselwirkungen ergeben sich auch infolge der Flächeninanspruchnah-
me von Lebensräumen der Arten der Ruderalfluren. Dabei werden die Wechselbezie-
hungen zum Schutzgut Tiere hinsichtlich der auf die besonderen Standortbedingungen 
dieser Biotope angewiesenen Tier- und Pflanzenarten stark beeinträchtigt.  
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass das geplante Vorhaben in seiner Summe aus 
ineinander verketteten Wechselwirkungen zu Verbesserungen insbesondere für die 
Schutzgüter Menschen und Landschaft führt. 
 

5 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchfüh-
rung des Projekts (Nullvariante) 
Bei Nichtdurchführung des Projekts wird die brach gefallene Bahnfläche keine Nach-
nutzung und die damit verbundene Aufwertung und Verbesserung des Umweltzustan-
des erfahren. 
Die ehemaligen Gleisanlagen, die durch den Bahnbetrieb offen gehalten wurden und 
somit die Ansiedelung seltener Tier- und Pflanzenarten, die auf diese Extremstandorte 
angewiesen sind, ermöglicht haben, werden ohne entsprechende Pflegemaßnahmen 
langfristig verbuschen. Durch die Beschattung des dann einsetzenden Pflanzenwuch-
ses werden die offenen und heißen Standorte mehr und mehr verschwinden. Mit dem 
zunehmenden Verlust dieser Extremstandorte würden auch die daran angepassten 
Tier- und Pflanzenarten langfristig keine Lebensgrundlage finden. 
 

6  Darstellung der Maßnahmen, die geplant sind, um erhebliche nachteilige 
Umweltauswirkungen aufgrund der Durchführung des Plans zu verhin-
dern, zu verringern und soweit wie möglich auszugleichen 

 
6.1 Menschen 

Entlang der Grünen Meile sind an den Fassaden der Bebauung Schallschutzmaßnah-
men erforderlich. Die Qualität und der erforderliche Umfang der passiven Lärmschutz-
maßnahmen bestimmen sich nach den Vorschriften der DIN 4109 Schallschutz im 
Hochbau.  
 

6.2  Tiere und Pflanzen 
Aufgrund der massiven Eingriffe in die Lebensräume besonders beziehungsweise 
streng geschützter Arten wurde bei der Höheren Naturschutzbehörde beim Regie-
rungspräsidium in Karlsruhe ein Antrag gemäß § 43 (8) Bundesnaturschutzgesetz auf 
Befreiung von den Bestimmungen des § 42 (1) BNatschG für Beeinträchtigungen be-
sonders/streng geschützter Arten gestellt. 
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Zur Sicherung des Erhaltungszustandes der von Verbotstatbeständen betroffenen Ar-
ten wurde vom Büro IUS Institut für Umweltstudien ein Maßnahmenkonzept erarbeitet, 
das größtenteils im Vorgriff realisiert wurde. Einige Maßnahmen werden im Rahmen 
des Bebauungsverfahrens realisiert. 
Das ausführliche Maßnahmenkonzept für das Gesamtprojekt Bahnstadt zielt darauf, 
die lokalen Populationen der besonders/streng geschützten Arten am Südwestrand von 
Heidelberg und deren Integration in artspezifische Biotopverbundsysteme dauerhaft zu 
erhalten. 
So wurden beispielsweise die Schotterflächen alter Gleisstränge freigemacht und ein 
Biotopmosaik aus offenen Schotterflächen, Gabionen, Freingrus- und Sandflächen 
hergestellt und zum Teil mit standortgerechten Pflanzen angesät. 
Auf einem ehemaligen Acker im Pfaffengrunder Feld wurde eine Feldhecke mit einer 
Gesamtfläche von ca. 1 ha angelegt.  
Mauereidechsen sowie die besonders geschützten Arten Blauflügelige Ödlandschrecke 
und Blauflügelige Sandschrecke wurden vor der Durchführung des Bodenmanage-
ments/ der Kampfmittelbeseitigung im Plangebiet eingefangen und zu den hierfür vor-
bereiteten Maßnahmenflächen verbracht. 
Über die beschriebenen Maßnahmen hinaus tragen die von ADLER & OLESCH (2007) 
genannten Maßnahmen sowie die Auflagen im Rahmen der artenschutzrechtlichen 
Genehmigung des Regierungspräsidiums Karlsruhe innerhalb der einzelnen Bebau-
ungspläne ebenfalls zum Artenschutz bei: 

 Herstellung extensiv begrünter Flachdächer als Bestandteile des Biotopverbun-
des auf 66 % der Dachflächen). 

 Verwendung einheimischer Pflanzen, insbesondere Gehölze, in den öffentli-
chen Grünflächen u.a. zur Sicherung der Lebensraumeignung für verbreitete 
Singvogelarten. 

 Integration von wichtigen Strukturen für Tiere in Grünanlagen (z.B. Trocken-
mauern, Übernahme vorhandener Schotterflächen). 

 Gestaltung von 25% der öffentlichen Flächen, so dass diese von Tieren der be-
sonders und streng geschützten Arten als Lebensraum genutzt werden können. 

Aufgrund der geplanten Nutzungen können im Plangebiet nicht alle dieser Maßnahmen 
berücksichtigt werden. Der Ausgleich erfolgt jedoch gemäß der artenschutzrechtlichen 
Bestimmungen an geeigneten Orten innerhalb und außerhalb der Bahnstadt. Im Plan-
gebiet wird durch die extensive Dachbegrünung ein Teilaspekt berücksichtigt. 
 

6.3  Boden 
Im Zuge der Erschließung des Gadamerplatzes und der Straßenzüge wurde das Ge-
lände durch umfangreiche Bodenbewegungen in weiten Teilen neu gestaltet. Diese 
Bodenumlagerungen wurden mit Hilfe eines umfassenden Bodenmanagements, be-
stehend aus einem Massen- und Verwertungskonzept, realisiert. Hierzu zählten Bo-
denabtrag, der Wiedereinbau von Boden in diesen Flächen und die Herstellung einer 
Aufschüttung bis auf das heutige Niveau. 
Zur Herstellung des Plangebiets kam kein Material zur Anwendung, dass die Zuord-
nungswerte Z1.2 gemäß der Verwaltungsvorschrift des Umweltministeriums Baden-
Württemberg für die Verwertung von als Abfall eingestuften Bodenmaterial (VwV Bo-
den) vom 14.03.2007 überschreitet. Für die Herstellung der Straßenzüge wurde Mate-
rial bis zum Zuordnungswert Z 2 verwertet. Bodenmaterial mit einem Zuordnungswert 
> Z2 wurde bei der Durchführung des Bodenmanagements abgefahren. 
Boden- und Gewässerverunreinigungen, insbesondere Altlasten und schädliche Bo-
denveränderungen im Sinne des Bundesbodenschutzgesetzes (BBodchG) sind bei 
den umfangreichen Erdarbeiten nicht bekannt geworden.   
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6.4  Wasser 
Gemäß Wassergesetz Baden-Württemberg als Ausformung des Wasserhaushaltsge-
setzes des Bundes sollen natürliche oder naturnahe Gewässer erhalten werden. Bei 
anderen Gewässern ist ein naturnaher Zustand anzustreben. Das natürliche Wasser-
rückhaltevermögen ist zu erhalten. 
Hinsichtlich des Niederschlagswassers regelt § 45b WG, dass Niederschlagswasser 
von Grundstücken, die nach dem 1. Januar 1999 bebaut, befestigt oder an die öffentli-
che Kanalisation angeschlossen werden, durch Versickerung oder ortsnahe Einleitung 
in ein oberirdisches Gewässer beseitigt werden soll, sofern dies mit vertretbarem Auf-
wand und schadlos möglich ist.  
Diese gesetzliche Regelung verfolgt sowohl wirtschaftliche und betriebstechnische, als 
auch ökologische Ziele: 

 Durch geringere Einleitung ins Kanalnetz reichen kleinere Rohrdimensionen 
aus (geringere Herstellungskosten) 

 Keine Kosten für zentrale Behandlung von verschmutztem Niederschlagswas-
ser (Regenüberläufe, Kläranlage, Pumpenauslegung und Pumpenbetrieb) 

 Bei der Reinigung des Schmutzwassers auf der Kläranlage keine Verdünnung 
durch Niederschlagswasser (aus verfahrenstechnischen Gründen unerwünscht) 

 Versickerung vor Ort führt zu einer Erhöhung der Grundwasserneubildungsrate 
 Reduzierung und Verzögerung des Niederschlagabflusses in Gewässern und 

damit großflächig betrachtet Verbesserung des Hochwasserschutzes und Ein-
sparung von Hochwasserschutzmaßnahmen. 

 
Der Konfliktpunkt Versickerung/Altlasten wird durch das umfassende Boden- und Mas-
senmanagement (s. Kap. Boden) gelöst. 
Grundsätzlich ist geplant, die Flächen im Bereich des Langen Angers in einem modifi-
zierten Trennsystem zu entwässern. 
Für die Baufelder wird ein Abflussbeiwert festgesetzt, der es erforderlich macht, bis zu 
50 % des Niederschlagsabflusses innerhalb des Gebietes zurückzuhalten. 
Eine Abflussverminderung von 50 % kann erfahrungsgemäß in mitteldicht bebauten 
Wohngebieten durch Maßnahmen wie extensiv begrünte Dächer, versickerungsfähige 
Beläge von Parkplätzen und/oder erhöhter Grünflächenanteil erreicht werden. Im Be-
bauungsplan ist festgeschrieben, dass die Dächer im Plangebiet zu 66% extensiv zu 
begrünen sind. 
 

6.5  Energie 
Die folgenden zwischen der Stadt Heidelberg, der Entwicklungsgesellschaft Heidelberg 
und den Heidelberger Stadtwerken abgestimmten Vereinbarungen wurden am 03. April 
2008 vom Heidelberger Gemeinderat beschlossen. Sie bilden zusammen mit dem 
Gutachten des Ingenieurbüros ebök, Tübingen, entwickelte Energiekonzept vom 05. 
November 2007 stellt die Grundlage der Folgenden dargestellten Konkretisierungen 
dar: 

 Die Wärmeversorgung der Bahnstadt erfolgt durch Fernwärme mit der optimier-
ten Variante Mininetze. Die Heidelberger Stadtwerke GmbH als Trägerin der 
Heidelberger Fernwärmeversorgung wird eine einheitliche Preisbildung der 
Fernwärme entsprechend dem übrigen Stadtgebiet sicherstellen. 

 Ziel soll es sein zu gewährleisten, dass die Energieversorgung der Bahnstadt 
mittelfristig zu 100 % mit erneuerbarer Energie erfolgt, u.a. aus Geothermie und 
Biomasse-Heizkraftanlagen. 

 Die Bebauung der Bahnstadt erfolgt flächendeckend im Passivhausstandard. 
Ausnahmen sind dort möglich, wo dieser technisch nicht sinnvoll oder wirt-
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schaftlich nicht vertretbar ist. Dies kann insbesondere im gewerblichen Bereich 
der Fall sein, wenn die Verbrauchsschwerpunkte nicht bei der Wärme, sondern 
beim Strom oder der Kühlung liegen. In diesen Fällen soll durch nutzungsspezi-
fische Energieeffizienz-Konzepte eine vergleichbare Umweltbilanz erzielt wer-
den. 

 Stadt Heidelberg und die EGH werden gemeinsam eine Imagebildung der 
Bahnstadt als energieeffizienten, zukunftsweisenden Stadtteil entwickeln und 
ein Beratungskonzept für die Bauherren/Bauträger realisieren. 

 Die Stadt Heidelberg stellt Fördermittel für Passivhäuser zur Verfügung. 
Für die Bahnstadt wird ein Stromsparkonzept entwickelt, das insbesondere auch die 
bauliche Optimierung hinsichtlich des sommerlichen Wärmeschutzes berücksichtigt. 

 
7  Hinweise auf Schwierigkeiten, die bei der Zusammenstellung der Angaben 

aufgetreten sind. 
Bei der Zusammenstellung der Angaben gab es keine besonderen Schwierigkeiten, die 
Datenlage für die Erarbeitung des Umweltberichts war ausreichend.  
 

8  Darstellung der geplanten Überwachungsmaßnahmen (Monitoring). 
 Prüfumfang nach Fertigstellung der Baumaßnahmen: 

 Prüfung der im Bebauungsplan festgeschriebenen grünordnerischen Maßnah-
men. 

 Prüfung der Maßnahmen hinsichtlich der im Bebauungsplan genannten Ziele. 
 

Das Erreichen der Ziele ist nach folgenden Indikatoren/Merkmalen zu prüfen: 
 Wesentliche Veränderungen der Verkehrsbeziehungen (zusätzlicher Verkehr, 

Schleichverkehre u. ä.).  
 Änderung der Verkehrsbeziehungen. 
 Erfüllungsgrad der grünordnerischen Maßnahmen (Art und Umfang der Maß-

nahmen). 
 Pflegezustand der Grünanteile 
 Erhaltungszustand der von der Maßnahme betroffenen Vogel- und Eidechsen-

populationen (nach fünf und nach zehn Jahren) 
 
Die Prüfung ist alle fünf Jahre zu wiederholen. 
 

9  Allgemein verständliche Zusammenfassung 
Im Geltungsbereich befinden sich derzeit Zwischenlager des Bodenmanagements der 
Bahnstadt. 
Im Rahmen der Bahnstadtentwicklung entsteht auf über 100 Hektar brach gefallenen 
Bahnflächen und untergenutzten Gewerbeflächen eine neuer Stadtteil für 5.000 Ein-
wohner und 7.000 Arbeitsplätze. Der für die städtebauliche Entwicklung maßgebliche 
Rahmenplan sieht für den Geltungsbereich des Bebauungsplans die Anlage eines 
zentralen Stadtplatzes und den Bau eines Gebäudes vor, welches drei für den Stadtteil 
notwendige soziale Infrastruktureinrichtungen – eine Grundschule, eine Kindertages-
stätte und ein Bürgerzentrum – beherbergt. 
Hinsichtlich der Umweltbelange sind die durch die Planung betroffenen Schutzgüter 
und die zu erwartenden Beeinträchtigungen dieser Schutzgüter zu untersuchen, zu 
bewerten und gegebenenfalls auszugleichen beziehungsweise zu verringern.  
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Durch die Planung wird mit der Gestaltung einer bislang untergenutzten und ungeord-
neten Fläche eine Aufwertung. Zusammenfassend ist festzuhalten, dass das geplante 
Vorhaben in seiner Summe aus ineinander verketteten Wechselwirkungen zu Verbes-
serungen insbesondere für die Schutzgüter Menschen und Landschaft führt. 
Die (dem Vorhaben nicht entgegenstehenden) bestehenden und hinzukommenden 
Verkehrslärmimmissionen erfordern passive Schallschutzmaßnahmen am Gebäude, 
die im nachgelagerten Baugenehmigungsverfahren gelöst werden können und bei der 
Hochbauplanung berücksichtigt werden. Die Schallimmissionen stehen dem Vorhaben 
jedoch nicht grundsätzlich entgegen. 
Der Ausgleich der Beeinträchtigungen der Schutzgüter Tiere und Pflanzen ist bereits 
durch die Anlage von Ausgleichsflächen außerhalb des Plangebiets erfolgt. Innerhalb 
des Geltungsbereichs wird durch die Anpflanzung von Bäumen und die Festsetzung 
einer extensiven Dachbegrünung eine Aufwertung für diese Schutzgüter. Diese Maß-
nahmen dienen auch der Verbesserung hinsichtlich der Schutzgüter Wasser, Luft und 
Klima, die durch die Bahnstadtentwicklung bedingte Zunahme von Verkehr und die 
bauliche Entwicklung beeinträchtigt werden. 
Hinsichtlich des Schutzguts Boden trugen die Kampfmittelräumung und das durchge-
führte Bodenmanagement zur Verbesserung des ursprünglichen Zustandes bei. Da 
aufgrund der anthropogenen Überformung (aufgeschütteter Bahndamm) keine natürli-
chen Bodeneinheiten vorhanden sind und sich das Areal als Fläche ohne natürliche 
Bodenfunktionen darstellt, führt die Planung trotz weitgehender Versiegelung zu keiner 
Verschlechterung in Bezug auf das Schutzgut Boden. 
Auf Kultur- und sonstige Sachgüter hat die Planung keine Auswirkungen. 
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C Zusammenfassende Erklärung 
 

Mit dem Bebauungsplan „Bahnstadt – Gadamerplatz“ sollen die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Umsetzung der geplanten städtebaulichen Entwicklung eines 
Teilbereichs der Bahnstadt geschaffen werden, der derzeit planungsrechtlich als Au-
ßenbereich nach § 35 Baugesetzbuch (BauGB) einzustufen ist. 
Das städtebauliche Konzept, das dem Vorentwurf des Bebauungsplans zugrunde liegt, 
wurde in einem kombinierten Hochbau- und Freiflächenrealisierungswettbewerb entwi-
ckelt. Entsprechend der vom Gemeinderat beschlossenen Rahmenplanung für den 
neuen Stadtteil Bahnstadt sollen eine Grundschule, eine Kindertagesstätte und ein 
Bürgerzentrum in einem Gebäudekomplex zusammengeführt werden und zusammen 
mit dem Gadamerplatz ein lebendiges Stadtteilzentrum für die Bahnstadt bilden. 
 
Berücksichtigung der Umweltbelange 
Hinsichtlich der Umweltbelange erfolgt bei der Verwirklichung des Vorhabens eine 
Aufwertung des Plangebiets für die Schutzgüter Mensch und Landschaft/Stadtbild. Be-
einträchtigungen der Schutzgüter Boden, Wasser, Klima und Luft, Tiere und Pflanzen 
liegen entweder nicht vor, oder werden durch geeignete Maßnahmen, die für das Ge-
samtprojekt Bahnstadt entwickelt und zum Teil umgesetzt wurden verringert bezie-
hungsweise ausgeglichen. 
Im Bebauungsplan „Bahnstadt – Gadamerplatz“ wird den relevanten Umweltbelangen 
wie folgt Rechnung getragen: 

 Artenschutzrechtliche Belange werden durch die Festsetzung einer extensiven 
Dachbegrünung berücksichtigt, die auch der Rückhaltung von Niederschlags-
wasser und der Minderung der Erwärmung dient. 

 Auf einer bislang keine prägenden Vegetationsstrukturen aufweisenden Fläche 
wird die Neupflanzung von Bäumen festgesetzt. 

 
Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung  
(wird nach Durchführung der entsprechenden Verfahrensschritte ergänzt) 
 
Abwägung anderweitiger Planungsmöglichkeiten 
Standortalternativen zur Verortung der drei Einrichtungen der sozialen Infrastruktur 
wurden im Planungsprozess der Bahnstadt auf Rahmenplanebene untersucht. Die 
Entscheidung, die drei Einrichtungen auf dem Gadamerplatz zusammenzuführen, wur-
de im Hinblick auf die sich daraus ergebenden Vernetzungsmöglichkeiten, Interaktion 
und Zusammenarbeit zwischen den Nutzungen und des anzunehmenden Beitrags zur 
Belebung des öffentlichen Platzes getroffen. 
Alternative Anordnungen des Gebäudes auf dem Platz sind im Rahmen von Machbar-
keitsstudien und im nachgelagerten Wettbewerbsverfahren untersucht worden. Hin-
sichtlich der Umweltbelange wären andere Anordnungen gleichwertig. Die Alternativen 
wurden aber mit Hinblick auf die städtebaulichen Situation, die durch die Rahmenpla-
nung intendierte Stadtstruktur die Auswirkungen auf die dabei entstehenden Stadträu-
me verworfen.  
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Heidelberg, den 22.09.2014 
 
 
Annette Friedrich 
Stadtplanungsamt 
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